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Die Finanzkraft des Reiches 


Von Fritz Reinhardt, Staatssekretär im Reichsfinanzministerium 


Mancher im Inland und im Ausland fragt, wie denn 
das Reich den ihm aufgezwungenen Krieg finanziere. Die 
Frageſteller weiſen auf die Rieſenausmaße der militäriſchen 
Rüſtung und des militäriſchen Einſatzes hin. Sie bemerken, 
daß keinerlei öffentliche Aufforderung zur Zeichnung von 
Reichsanleihe ergehe, und daß auch die erwartete durch⸗ 
greifende Erhöhung der Steuern ausgeblieben ſei. Sie 
fragen, ob denn unter ſolchen Umſtänden der Reichshaushalt 
ausgeglichen und die Feſtigkeit der Reichsmark gewährleiſtet 
ſei. Die Beantwortung der Frage iſt ſehr einfach: 

Die Beträge, die das Reich verausgabt, werden in der 
Deutſchen Volkswirtſchaft unmittelbar und mittelbar zu 
Einkünften natürlicher und juriſtiſcher 
Perſonen. Dieſe Einkünfte beſtehen insbeſondere in 
Löhnen, Gehältern, Kriegsfamilienunter⸗ 
halt, Penſionen, Zinſen und Unternehmer⸗ 
gewinnen. 

Auch die Beträge, die das Reich für Güter aus dem Aus- 
land aufwendet, werden in der Deutſchen Volkswirtſchaft zu 
Einkünften natürlicher und juriſtiſcher Perſonen; denn dieſe 
Güter aus dem Ausland werden durch Erzeugniſſe der 
Deutſchen Volkswirtſchaft bezahlt. 

Es kommen in der Deutſchen Volkswirtſchaft auch Ein⸗ 
künfte vor, die auf Ausgaben der Länder, der Gemeinden 
uſw. und auf Ausgaben der natürlichen Perſonen, der Per⸗ 
ſonengeſellſchaften, der Kapitalgeſellſchaften uſw. beruhen. 


* 


Wie werden nun die Einkünfte durch die Bezieher ver ⸗ 
wendet? Es gibt im weſentlichen drei Ver⸗ 
wendungsmöglichkeiten: 


1. die privatwirtſchaftliche Bedarfsdeckung, 
2. die Entrichtung von Steuern, 
3. die Vermögensbildung. 


Die privatwirtſchaftliche Bedarfsdeckung 
beſteht in der Beſtreitung des Lebensunterhalts der natür⸗ 
lichen Perſonen, bei den Vermögensbeſitzern außerdem in 
den Aufwendungen für Inſtandhaltung und Erhaltung des 
Vermögens. Als Vermögensbeſitzer kommen hier ins⸗ 
beſondere die Unternehmer aller Art und die Hausbeſitzer in 
Betracht. 
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Der privatwirtſchaftlichen Bedarfsdeckung find Gren ⸗ 
zen gezogen. Es kann niemand mehr eſſen und trinken und 
ſich unterhalten, als er verträgt, es braucht in der Regel 
niemand mehr an Kleidung und Wohnung, als ſeiner 
Stellung entſpricht, und auch die Ausmaße der Inſtand⸗ 
haltung und Erhaltung von Vermögen ſind nicht unbegrenzt. 

Dahinzu kommt, daß einige Güter, die für die pribat- 
wirtſchaftliche Bedarfsdeckung in Betracht kommen, während 
des Krieges bezugsbeſchränkt ſind. Die Bezugs⸗ 
beſchränkung iſt vorgenommen worden, um die Nachfrage 
nach beſtimmten Verbrauchsgütern auf das unbedingt Er⸗ 
forderliche zu begrenzen und ſie innerhalb der Volkswirt⸗ 
ſchaft ſozial gerecht zu verteilen. N 

Wie groß die Beträge auch fein mögen, die durch das 
Reich verausgabt werden, ſie werden in jedem Fall in der 
Deutſchen Volkswirtſchaft zu Einkünften natür⸗ 
licher und juriſtiſcher Perſonen. Der Teil der 
Einkünfte, der für die privatwirtſchaftliche Bedarfsdeckung 
verwendet werden kann, iſt jedoch begrenzt. Je größer 
die Summe der Einkünfte iſt, die in der Deutſchen Volks, 
wirtſchaft erſcheinen, um fo größer iſt demgemäß die Summe, 
die für andere Zwecke als für die privatwirtſchaftliche 
Bedarfsdeckung zur Verfügung ſteht. 


— 


Als die anderen Zwecke kommen im weſentlichen die 
Entrichtung von Steuern und die Ver⸗ 
mögensbildung in Betracht. 

Was den Perſonen nach Vornahme der privatwirtſchaft⸗ 
lichen Bedarfsdeckung von ihren Einkünften verbleibt, ſteht 
zunächſt zur Entrichtung von Steuern zur Verfügung. 

Die Steuern ſtellen den Beitrag des Einzelnen zu den 
Koſten des Staates dar. Sie bemeſſen ſich nach der Größe 
des Finanzbedarfs des Staates und nach der ſteuerlichen 
Leiſtungskraft der Geſamtheit aller natürlichen und juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen. 7 

Jede natürliche und jede juriſtiſche Perſon verdankt ihr 
Daſein, ihre Einkünfte und die Erhaltung ihres Vermögens 
im weſentlichen der durch den Staat gewährleiſteten Gemein⸗ 
ſchaftsordnung. Dieſe Gemeinſchaftsordnung und damit die 
Möglichkeit zur Erzielung von Einkünften und zur Erhal⸗ 
tung von Vermögen iſt nur gewährleiſtet, wenn der Staat 


A 
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den Einzelnen mit einem Teil ſeiner Einkünfte an den 
Koſten des Staates beteiligt. 

Das Steueraufkommen des Reichs hat ſich von 6,8 Mil⸗ 
liarden Reichsmark im Rechnungsjahr 1933 auf 23,6 Mil⸗ 
liarden Reichsmark im Rechnungsjahr 1939 erhöht. Dieſe 
Steigung iſt im weſentlichen auf die Vermehrung 
und Vergrößerung der Einkünfte, der Ver⸗ 
mögen, der Umſätze unddes Verbrauchs zurück⸗ 
zuführen. Es ſpiegelt ſich darin die grundlegende Wandlung 
in den Lebens möglichkeiten des Deutſchen Volkes, die der 
Führer nach Übernahme der ſtaatlichen Macht vollzogen 
hat. Die Folge dieſer Wandlung war und iſt der gigan⸗ 
a Aufſchwung von Arbeit und Wirt⸗ 

aft. 


Durch die glänzende Entwicklung des Steuerauf⸗ 
kommens iſt die Finanzierung des Aufbaus der Deutſchen 
Wehrmacht weſentlich erleichtert worden. Die Aufrüſtung 
hatte bereits bei Beginn des Krieges einen gigantiſchen 
Stand erreicht. Es ſtanden und ſtehen rieſige Mengen an 
Waffen, Munition und Ausrüſtungsgegenſtänden und 
Rieſenvorräte an anderen kriegswichtigen Gütern bereit. 


Das Steueraufkommen entwickelt ſich 
nach wie vor — auch während des Krieges — 
ſehr günſtig. Eine Gegenüberſtellung des Aufkommens 
in den erſten vier Monaten des Rechnungsjahres 1940 
(April bis Juli) gegenüber dem gleichen Zeitraum des 
Jahres 1939 ergibt bei den Steuern, in denen ſich der Wohl- 
ſtand des Volkes ſpiegelt, das folgende Bild in Millionen 
Reichsmark: 


1939 1940 
eee, m 00.0.0 876,8 984,5 
Veranlagte Einfommenfteuer . 1480,0 1503,2 
VBermögenfteuer . . 106,2 126,5 
Zuderfteuer . . 1322 153,1 
Bierfteuer 196,4 204,9 
Tabakſteuer. n 


Die Kriegszuſchläge auf die Lohnſteuer, auf die ver⸗ 
anlagte Einkommenſteuer, auf Bier und auf Tabak ſind in 
dieſen Summen nicht enthalten. Die Gegenüberſtellung be⸗ 
zieht ſich auf einen unveränderten Geſetzesſtand. Das Auf⸗ 
kommen in den neuen Oſtgebieten iſt bisher nur unbedeutend 
geweſen. 

Aus der Entwicklung des Aufkommens an Lohn— 
ſteuer ergibt ſich, daß die Arbeitsmenge und die 
Lohnſumme, die in der Deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft vorkommen, auch während des 
Krieges fortgeſetzt ſteigen. 

Die Zunahme des Verbrauchs an Zucker, Bier und 
Zabaf iſt zum Teil auf den vergrößerten Bedarf der 
Wehrmacht, zum Teil auf die Vermehrung und Vergröße⸗ 
rung der Einkünfte und zum Teil auf die Einbeziehung der 
neuen Oſtgebiete zurückzuführen. Bei Bier und Tabak wird 
auch eine Verlagerung von bezugsbeſchränkten Verbrauchs- 
gütern auf Bier und Tabak angenommen werden können. 

Aus dem erhöhten Verbrauch an Zucker, Bier und 
Tabak durch Zivilperſonen ergibt ſich, daß die ſteuerliche Be⸗ 
laſtung in Deutſchland auch im Krieg durchaus erträglich iſt. 
Seit Kriegsbeginn beſtehen der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer und der Kriegszuſchlag auf Tabak, Bier, 
Branntwein und Schaumwein. Es erweiſt ſich, daß der Be⸗ 
völkerung trotz dieſer Zuſchläge noch genügend Spielraum 
bleibt, ihren Verbrauch an verſchiedenen Gütern zu 
erhöhen. 

Die Kriegszuſchläge zur Einkommenſteuer und auf 
Tabak, Bier, Branntwein und Schaumwein haben in erften 
Drittel des Rechnungsjahres 1940 1 249,7 Millionen Reichs- 
mark erbracht. 

Das geſamte Steueraufkommen des Reichs — ein- 
ſchließlich der Kriegszuſchläge — hat im erſten Drittel des 
Rechnungsjahres 1940 8 171,2 Millionen Reichsmark be⸗ 
tragen. Es wird im geſamten Rechnungsjahr 1940 
mindeſtens 25 Milliarden Reichsmark erreichen. Der zwangs⸗ 
läufige Rückgang insbeſondere an Reichsfluchtſteuer, Kraft⸗ 
fahrzeugſteuer und Zöllen wird reichlich ausgeglichen durch 


das Mehr an Lohnſteuer, veranlagter Einkommenſteuer und 
Verbrauchſteuern. 


* 


Im Reichsgeſetzblatt wird ſoeben die Verordnung 
über die Aufhebung der Mehreinkommen⸗ 
ſteuer verkündet. Danach wird die Mehreinkommenſteuer 
für das Kalenderjahr 1940 und für die folgenden Kalender⸗ 
jahre nicht mehr erhoben. Die Mehreinkommenſteuer war 
erſtmals für das Kalenderjahr 1939 erhoben worden, und 
zwar nach dem Mehreinkommen, das natürliche und juri⸗ 
ſtiſche Perſonen in 1938 gegenüber 1937 erzielt hatten. Es 
hat ſich bei der Durchführung der Mehreinkommenſteuer er⸗ 
geben, daß der Begriff „Mehreinkommen“ in vielen Fällen 
etwas ſehr Problematiſches iſt. Dahinzu kommen die 
mannigfachen Veränderungen der Einkommensverhältniſſe 
während des Krieges und nach Beendigung des Krieges. 
Dieſe ſind nicht geeignet, als Grundlage für die Ermittlung 
von Mehreinkommen zu dienen. 


Die Perſonen mit Mehreinkommen, die eine Mehrein⸗ 
kommenſteuer nicht mehr zu entrichten haben, werden den 
entſprechenden Betrag, viele vielleicht ſogar den geſamten 
Betrag ihres Mehreinkommens, in Schuldtiteln des 
Reichs anlegen, die ſie bei allen Bankunternehmungen in 
Stücken verſchiedener Größe und mit verſchiedener Laufzeit 


erwerben können. 
* 


Was den Perſonen nach Vornahme der privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Bedarfsdeckung und nach Entrichtung der 
Steuern von ihren Einkünften verbleibt, ſtellt Ver⸗ 
mögen dar. Solches kann in Kunſtgegenſtänden, Grund⸗ 


ſtücken, Betriebsgegenſtänden, Schuldtiteln des Reichs 
(Reichsanleihe, Reichsſchatzanweiſungen, Reichswechſeln), 
Sparguthaben, Bankguthaben, Verſicherungen, Pfand⸗ 


briefen, Induſtrieſchuldverſchreibungen, Aktien und dergl. 
angelegt werden. 


Der Anlage von Vermögen in Kunſtgegenſtänden, 
Grundſtücken und Betriebsgegenſtänden ſind Grenzen 
gezogen, die ſich aus Bedarf und Angebot ergeben. Was in 
Schuldtiteln des Reichs, Sparguthaben, Bankguthaben, 
Verſicherungen, Pfandbriefen, Induſtrieſchuldverſchreibun⸗ 
gen, Aktien und dergl. angelegt wird, ſtellt Kapital⸗ 
vermögen dar. Solches kommt unmittelbar oder mittel⸗ 
bar den Finanzen des Reichs zuante. 


Viele Perſonen laſſen ſich durch ihre Bank oder Spar⸗ 
kaſſe Schuldtitel des Reichs beſorgen. 


Andere Perſonen bilden Sparguthaben, Bank- 
guthaben, Verſicherungsguthaben und dergl. 
Dieſe Guthaben drängen bei den Sparkaſſen, Genoſſenſchaf⸗ 
ten, Banken, Verſicherungsgeſellſchaften und dergl. nach 
Anlage in Wertpapieren. 


Die Nachfrage nach Schuldtiteln des Reichs, nach 
Pfandbriefen und nach Schuldtiteln der Induſtrie iſt bis⸗ 
her ſtets ſo groß geweſen, daß der Finanzbedarf des Reichs 
und der Wirtſchaft ohne Schwierigkeit gedeckt werden 
konnte. Die Schuldtitel des Reichs ſind den verſchiedenen Ab⸗ 
ſichten und Zwecken der Vermögensanlage angepaßt. Die 
Laufzeiten ſind verſchieden lang. 


Es gehört zu den Aufgaben der Reichsbank, daß ſie 
dem Reich vorübergehend Betriebskredit gewährt. 
Der Betrag ſchwankt je nach dem Kaſſenbedarf des Reichs. 
Er hat noch niemals eine Milliarde Reichsmark über- 


ſchritten. 

Der Schuldenſtand des Reichs iſt bei Beginn 
des Krieges noch ſehr niedrig geweſen. Die Staats- 
ſchulden Englands und Frankreichs waren, gemeſſen am 
Volkseinkommen dieſer Länder, weſentlich größer. Die Zu⸗ 
nahme der Reichsſchuld bewegt ſich auch während des 
Krieges in durchaus erträglichen Grenzen. Der heutige 
Stand der Reichsſchuld kann nicht als beſonders groß be- 
zeichnet werden. Er gewährt, gemeſſen an der Größe und 
Leiſtungskraft der Deutſchen Volkswirtſchaft und der 
daraus ſich ergebenden Steuerkraft, noch genügend Spiel⸗ 
raum nach oben. Die Sicherheit der Verzinſung und Til⸗ 
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gung fteht außer Frage. Von den Binfen fließt ſtets ein 
Teil in Form von Steuern an das Reich zurück. 


* 


Die Finanzierung des Krieges geſchieht im nattonal- 
ſozialiſtiſchen Deutſchland nicht durch Inauſpruchnahme 
der Notenpreſſe, ſondern auf durchaus natürliche 
Weiſe. Sie beruht auf dem Einkommen des Deut- 
ſchen Volkes. Ein Teil des Volkseinkommens ſteht dem 
Reich in Form von Steuern zur Verfügung. Der Teil, 
der nach Vornahme der privatwirtſchaftlichen Bedarfs⸗ 
deckung und nach Abzug der Steuern vom Volkseinkommen 
verbleibt, drängt ſelöſttälig im weſentlichen nach An⸗ 


umsatzsteuer bei Sammelsendungen 


Von Ministerialrat Herting, Berlin, Reichsfinanzministerium 
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1. Der Ort der Lieferung 


Eine Lieferung liegt vor, wenn der Unternehmer den 
Abnehmer befähigt, im eigenen Namen über einen Gegen⸗ 
ſtand (über den Gegenſtand der Lieferung) zu verfügen. 


Eine Lieferung wird dort ausgeführt, wo ſich der Gegen⸗ 
find a Zeit der Verſchaffung der Verfügungsmacht be⸗ 
indet. 
VBeiſpiel 1: 
A kauft in einem Laden ein Buch. Die Lieferung des 
Buches wird in dem Laden ausgeführt. 

Überjendet der Unternehmer den Gegenstand der 
Lieferung an den Abnehmer, jo kann der Ort der Lieferung 
der Ort ſein, an dem ſich der A bnehmer befindet, es kann 
auch der Ort ſein, an dem ſich der liefern de Unter⸗ 
nehmer befindet. Welcher dieſer beiden Fälle gegeben iſt, 
hängt davon ab, ob der Lieferer die Ware mit eigenen 
Beförderungsmitteln zum Abnehmer befördert, oder ob er 
ſich eines Frachtführers oder eines Spediteurs 
bedient. 

überfendet der Lieferer die Ware mit eigenen Be⸗ 
förderungsmitteln (zum Beiſpiel durch einen Angeſtellten, 
durch eigenes Fuhrwerk, Lieferauto uſw.) an den Abnehmer, 
fo iſt der Ort der Lieferung da, wo die Ware an den Ab⸗ 
nehmer übergeben wird, zum Beiſpiel in deſſen 
Wohnung. 


Beiſpiel 2: 

Die Firma B in Berlin hat eine Ware an ihren Ab. 
nehmer E in Brandenburg verkauft. Die Firma B unterhält 
in Brandenburg eine Zweigniederlaſſung. Die Ware wird 
von Berlin an die Zweigniederlaſſung durch die Bahn ver⸗ 
ſendet. Die Zweigniederlaſſung holt die Ware mit ihrem 
Lieferkraftwagen am Bahnhof in Brandenburg ab und fährt 
ſie zum Abnehmer C in deſſien Wohnung. Ort der Lieferung 
iſt die Wohnung des C. 


Es ſpielt keine Rolle, daß die Ware auf dem Weg zum 
Abnehmer zunächſt durch die Bahn befördert worden iſt. Die 
Bahnbeförderung iſt nur benutzt worden, um die Ware von 
der Haupt niederlaſſung zur Zweig niederlaſſung zu 
befördern. Sie iſt nicht benutzt worden, um dem Abnehmer 
die Verfügungsmacht über die Ware zu verſchaffen. 

Sendet der Lieferer die Ware un mittelbar durch einen 
ſelbſtändigen Beförderungsunternehmer oder Spediteur an 
den Abnehmer, jo ſprechen wir von einem „Verſen den“ 
der Ware. Ort der Lieferung beim Verſenden iſt der Ort der 
Übergabe an den Beförderungsunter⸗ 
nehmer oder Spediteur. 


lage in Schuldtiteln des Reichs. Dieſer Drang 
führt zur Deckung des Finanzbedarfs des Reichs, der über 
die Summe des Steueraufkommens hinaus beſteht. 

Das Volkseinkommen iſt nach Übernahme der ſtaat⸗ 
lichen Macht durch den Führer unentwegt geſtiegen. Es iſt 
ſicher, daß es weiter ſteigen wird. Dieſe Steigung 
wird zwangsläufig zu weiterer Vergrößerung 
der Produktionskraft der Deutſchen Volks ; 
wirtfhaft, zu weiterer Stärkung der 
Finanzkraft des Reichs und zu weiterer 
Vergrößerung der ſozialen und kulturellen 
Möglichkeiten im Großdeutſchen Reich 
Adolf Hitlers führen. 


6. Steuerliche Vorausſetzungen einer Lieferung durch Sammel⸗ 
ſendung, 

7. Das Ausſcheiden. 

8. Nachweis. 


Beiſpiel 3: 

Die Firma B in Berlin hat eine Ware an ihren Ab⸗ 
nehmer C in Brandenburg verkauft. Die Firma B ſendet die 
Ware als Poſtpaket dem Abnehmer zu. Ort der Lieferung iſt 
Berlin (das Poſtamt, in dem die Ware in Berlin aufgegeben 
wurde). 

Die geſetzliche Regelung dieſer Fälle finden wir in § 3 
UStG, 8 2 Abſatz 1 und 88 4 und 5 USt TB. 


2. Steuerliche Bedeutung des Orts der Lieferung 


Ob ein Umſatz unter das Umſatzſteuergeſetz fällt oder 
nicht, hängt davon ab, ob der Umſatz im Inland oder im 
Ausland ausgeführt wurde. Nur inländiſche Um⸗ 
ſätze unterliegen der Umſatzſteuer. Hinweis auf 3 1 Ab⸗ 
ſatz 2 USt DB. Eine Lieferung, die im Inland ausgeführt 
wurde, fällt deshalb unter das Umſatzſteuergeſetz. Der Ort 
der Lieferung iſt dafür maßgebend, ob eine Lieferung um⸗ 
ſatzſteuerbar iſt oder nicht. : 

Steuerfreie Einfuhranſchlußlieferun⸗ 
gen ſind gegeben, wenn eingeführte Waren der Freiliſte 2 
nach der Einfuhr in einem Seehafenplatz im Groß⸗ 
handel geliefert werden. Die Steuerfreiheit dieſer Waren⸗ 
lieferungen iſt nur gegeben, wenn die Lieferungen in einem 
Seehafenplatz ausgeführt werden. Der Ort der Lieferung 
(hier: in einem Seehafenplatz) iſt dafür maßgebend ob die 
Befreiungsvorſchrift anzuwenden iſt. Hinweis auf 8 4 
Ziffer 2a UStG und 88 19 bis 21 USt DB. m 

Der Unternehmer kann die Auslagen, die ihm da⸗ 
durch entſtehen, daß er die Ware an den Abnehmer ber- 
ſendet, von dem Entgelt für die ſienerbfke e ee 
unter gewiſſen Vorausſetzungen abziehen. Hinweis auf $ 
Abſatz 4 UStG und 8 49 Abſatz 1 USt DB. Es kommen hier 
nur die Koſten der Verſendung bei Ausführung einer Liefe⸗ 
rung in Betracht. Koſten, die vor der Ausführung des 
Verſendungsgeſchäfts entſtehen, ſind nicht abzugsfähig. Es 
kommt dabei auf den Zeitpunkt der Lieferung an. Der 
Zeitpunkt der Lieferung wird in der gleichen Weiſe wie der 
Ort der Lieferung beſtimmt. h 

Abſchnitts find die Koſten 


Im Beiſpiel 2 des vorigen 
vor der Ausführung der Lieferung 


der Bahnbeförderung 
entſtanden. Dieſe Koſten ſind nicht abzugsfähig. Im 
Beiſpiel 3 des vorigen Abſchnitts find die Koſten der Ver- 
ſendung mit der Poſt bei Ausführung der Lieferung ente 
ſtanden. Sie find abzugsfähig. N * 
Der Ort und die Zeit der Lieferung ſind hiernach dafür 3 
entſcheidend, ob eine Lieferung unter das Umſatzſteuergeſetz 
fällt. Sie ſind in manchen Fällen dafür entſcheidend, ob eine 
Lieferung ſteuerfrei iſt oder nicht oder ob abzugsfähige Ver⸗ 
ſendungsauslagen oder nichtabzugsfähige Beförderungs⸗ 
koſten (ſogenannte Vorfrachten) gegeben ſind. | 
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3. Bürgerlich⸗rechtliche Bedeutung des Orts der Lieferung 


8 447 Abſatz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs lautet: 
„Verſendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers die 
verkaufte Sache nach einem anderen Orte als dem Er⸗ 
füllungsorte, ſo geht die Gefahr auf den Käufer über, 
ſobald der Verkäufer die Sache dem Spediteur, dem 
Frachtführer oder der ſonſt zur Ausführung der Ver⸗ 
ſendung beſtimmten Perſon oder Anſtalt ausge⸗ 
liefert hat.“ 


Wir finden alſo, daß der Übergang der Gefahrtragung 
vom Verkäufer auf den Käufer im bürgerlichen Recht ganz 
ähnlich geregelt iſt, wie im Umſatzſteuerrecht die Frage, wo 
und wann eine Lieferung ausgeführt wurde. Das iſt kein 
Zufall. Der Grund, der für beide Regelungen maßgebend 
war, iſt der gleiche: die rechtlichen Wirkungen der Lieferung 
ſollen eintreten; ſobald der Verkäufer alles getan hat, was 
ſeinerſeits erforderlich iſt, um das Lieferungsgeſchäft zu 
erfüllen. 

Sowohl das bürgerliche Recht wie das Umſatzſteuerrecht 
verlegen gewiſſe Wirkungen des Verſendungsgeſchäfts 
zeitlich vor den Zeitpunkt, in dem alle anderen Wir⸗ 
kungen der Lieferung eingetreten ſind. 

Beim Kaufvertrag iſt der Verkäufer nach bürger⸗ 

lichem Recht verpflichtet, dem Käufer das Eigentum an der 
Ware zu verſchaffen. Der Eigentumswechſel tritt 
beim Verſendungsgeſchäft erſt ein, wenn die Ware dem 
Käufer übergeben iſt, zum Beiſpiel durch die Poſt aus- 
gehändigt ift. Der Gefahrübergang tritt jedoch ſchon 
ein, wenn die Ware zur Poſt gegeben wird. Geht die Ware 
unterwegs unter, zum Beiſpiel dadurch, daß der Poſtwagen 
mit der Ware verbrennt, ſo muß der Käufer gleichwohl den 
Kaufpreis an den Verkäufer entrichten. Der Verkäufer iſt 
mit dem empfangenen Kaufpreis umſatzſteuerpflichtig. 

Aus dieſem Grund iſt die umſatzſteuerliche Rege⸗ 
lung ähnlich wie die bürgerlich⸗ rechtliche. Der Ab⸗ 
nehmer erhält mit der Aufgabe der Ware zur Poſt noch 
nicht die Verfügungsmacht über die Ware. Nur der 
Abſender, der liefernde Unternehmer, ſteht mit der Poſt in 
vertraglichen Beziehungen. Der Beförderungsunternehmer 
iſt verpflichtet, nur den Weiſungen des Abſenders zu 
folgen, zum Beiſpiel einer telegraphiſchen Anweiſung, die 
Ware nicht an den Abnehmer auszuhändigen. Die Lieferung 
würde deshalb beim Verſendungsgeſchäft noch nicht mit der 
Übergabe an den Beförderungsunternehmer ausgeführt, 
wenn nicht im $ 5 Abſatz 2 UStDB ausdrücklich beſtimmt 
wäre, daß die Lieferung mit der Übergabe an den Beförde⸗ 
rungsunternehmer als ausgeführt gilt. Die Liefe⸗ 
rung gilt in dieſen Fällen als ausgeführt, ob gleich die 
Verfügungsmacht noch nicht verſchafft iſt. Sie gilt 
deshalb als ausgeführt, weil der liefernde Unternehmer alles 
getan hat, was zur Verſchaffung der Verfügungsmacht 
ſeinerſeits erforderlich iſt. Wenn er nicht ſelbſt durch nach⸗ 
trägliches Eingreifen die Lieferung verhindert, gelangt die 
Verfügungsmacht ohne jedes weitere Zutun des Lieferers 
an den Abnehmer. Geſchieht dies aber aus zufälligen 
Gründen nicht, zum Beiſpiel wegen Untergangs der Ware, 
ſo hat er doch den Anſpruch auf den Kaufpreis und muß 
damit umſatzſteuerpflichtig ſein. 


4. Sammelſendungen 


Eine Lieferung kann nur gegeben ſein, wenn auch ein 
Gegenſtand der Lieferung gegeben iſt. Es kann nur ein 
beſtimmter Gegenſtand geliefert werden. 

Es kommt vor, daß mehrere Gegenſtände, die an 
verſchiedene Abnehmer geliefert werden, in einer 
Sendung zuſammengefaßt werden. Es geſchieht dies in der 
Regel zur Erſparung von Fracht⸗ und Verpackungskoſten. 
Man ſpricht in dieſen Fällen von Sammelſendungen. 
Ein Unternehmer am Endpunkt der Warenreiſe, zum Bei⸗ 
ſpiel ein Spediteur, pflegt dann den Auftrag zu haben, die 
verſchiedenen Teile der Sendung an die verſchiedenen Ab- 
nehmer zu verteilen. 

Es kann in dieſen Fällen zweifelhaft ſein, ob wir ſchon 
bei der Abſendung der Ware oder erſt bei ihrer Ver⸗ 
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teilung eine Lieferung vor uns haben. Es hängt das 
davon ab, ob ſchon bei der Abſendung der Ware oder erſt 
bei ihrer Verteilung ein Gegenstand der Lieferung 
feſtgeſtellt werden kann. 
Veiſpiel 4: 
A in Stettin hat 3 t Futterrüben an B in Berlin und 
2 t Futterrüben an C in Berlin verkauft. A verlädt 5 t 
Futterrüben in Stettin und ſendet ſie an den Spediteur S in 
Berlin durch die Bahn. Er beauftragt den Spediteur, 3 t 
Futterrüben an B und 2 t an C auszuhändigen. 


Es kann zweifelhaft ſein, ob A in Berlin oder in Stettin 
geliefert hat. Hat A in Stettin geliefert, ſo kann er die 
Frachtkoſten Stettin — Berlin vom Entgelt abziehen. Hat er 
in Berlin geliefert, ſo kann er das nicht. Die Entſcheidung 
hängt davon ab, ob wir bei der Verſendung in Stettin ſchon 
einen Gegenſtand der Lieferung feſtſtellen können. 


5. Beſtimmtheit des Gegenſtands der Lieſerung 

Ein Gegenſtand der Lieferung iſt feſtſtellbar, wenn ſich 
die Identität der zu liefernden Ware aus dem Tat⸗ 
beſtand unzweideutig ergibt. Man ſpricht in ſolchen Fällen 
von einem „Spezieskauf“. Beim Verkauf eines Kraftwagens 
pflegt die Fabriknummer des Motors und des Fahrgeſtells 
feſtgehalten zu werden. Am Gegenſtand der Lieferung iſt 
kein Zweifel mehr möglich. 

Ein Gegenſtand der Lieferung iſt nicht ohne weiteres 
feſtſtellbar, wenn Waren zu liefern find, die nur der 
Gattung nach beſtimmt ſind, zum Beiſpiel Futterrüben. 
Ein Gegenſtand der Lieferung iſt dabei erſt dann feſtſtell⸗ 
bar, wenn die für den Abnehmer beſtimmte Ware in erkenn⸗ 
barer Weiſe beſtimmt („konkretiſiert“) iſt. Kaffee, den Ver⸗ 
ſandgeſchäfte ihren Abnehmern durch die Poſt zuſenden, iſt 
erſt dann als Gegenſtand der Lieferung beſtimmbar, wenn 
er in das für einen beſtimmten Abnehmer beſtimmte Paket 
verpackt iſt. 

Es fehlen bürgerlich-rechtliche Beſtimmungen darüber, 
wann eine hinreichende Beſtimmtheit des Lieferungsgegen⸗ 
ſtandes als gegeben anzuſehen iſt. Es iſt im bürgerlichen 
Recht auch nicht unbeſtritten, ob bei Sammelſendungen ein 
Gefahrübergang auf den Käufer ſtattfindet. 

Für das Umſautzſteuerrecht mußte über dieſe Fragen 
Klarheit geſchaffen werden. Die Unternehmer müſſen vor 
der Abwickelung eines Lieferungsgeſchäfts feſtſtellen können, 
ob und an welchem Ort eine Lieferung gegeben iſt. Sie 
müſſen wiſſen, ob ſie mit der Umſatzſteuer zu rechnen haben 
oder nicht. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat deshalb zu dieſer 
Frage in einem Beſcheid vom 30. Juli 1940 — 8 4170 — 41II 
Stellung genommen, deſſen Inhalt in den folgenden Ab— 
ſchnitten wiedergegeben wird. 

Lieferung durch 


6. Steuerliche Vorausſetzungen einer 


Sammelſendung 
Iſt der Gegenstand einer Lieferung genügend be⸗ 

ſtimmt, ſo iſt eine Lieferung des Gegenſtandes durch 
Verſendung auch dann anzunehmen, wenn die Verſendung 
in einer Sammelſendung (in Sammelladung oder als 
Beipackſendung) erfolgt. Eine hinreichende Beſtimmtheit des 
Gegenſtandes iſt jedoch nur gegeben, wenn der Lieferer zu 
der Zeit, in der ſich die Gegenſtände der Sammelſendung 
noch am Verſendungsort befinden, ſo über ſie verfügt, daß 
ihre Beſtimmung für die einzelnen Abnehmer ſchon 
vor Der Abſendung der Ware ſichtbar zum Ausdruck 
kommt. 

Eine Verſendung einer beſtimmten Ware an be⸗ 
ftimmte Abnehmer, alſo eine Lieferung durch 
Verſendung, iſt deshalb nur gegeben, wenn jede der 
folgenden Vorausſetzungen vorliegt: 

1. Die Sammelladung muß einem Frachtführer, Verfrachter, 
oder Spediteur zur Beförderung an einen Dritten (an 
eine andere Perſon als den Lieferer) übergeben werden; 

2. Die in der Sammelſendung für die einzelnen Abnehmer 
enthaltenen Gegenſtände müſſen vor der Abſendung der 
Sammelſendung ausgeſchieden werden. Das Aus⸗ 
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ſcheiden hat durch Kennzeichnung oder durch ein Ver⸗ 
teilungsverzeichnis zu erfolgen. Näheres in Abſchnitt 7; 

3. Empfänger der Sammelſendung und des etwaigen Ver⸗ 
teilungsverzeichniſſes muß ein vom Lieferer oder vom 
Abnehmer beauftragter Dritter ſein. 


Empfänger der Sammelſendung und des Verteilungs- 
verzeichniſſes kann zum Beiſpiel ein Spediteur ſein. Es 
kann dies aber auch einer der Abnehmer ſein oder ein ſelb⸗ 
ſtändiger Vermittler (Agent) des Lieferers. Empfänger der 
Sammelſendung und des Verteilungsverzeichniſſes oder 
einer dieſer beiden darf aber nicht eine Zweigniederlaſſung 
des Lieferers (zum Beiſpiel eine Verkaufsſtelle, ein Ausliefe⸗ 
rungslager) oder eine Organgeſellſchaft des Lieferers (zum 
Beiſpiel eine umſatzſteuerlich unſelbſtändige Verkaufsgeſell⸗ 
ſchaft) ſein. Hinweis auf Beiſpiele 2 und 10. 


7. Das Ausſcheiden 


Wenn der Lieferer eine Sammelſendung auf den 
Weg bringt und gleichzeitig endgültig fo über die Ware 
verfügt, daß die auf jeden einzelnen Abnehmer ent⸗ 
fallende Ware ohne weiteres ausgehändigt 
werden kann, hat er alles getan, was erforderlich iſt, um die 
Abnehmer in den Beſitz der Ware zu bringen. Er hat ſich 
zwar nicht rechtlich, aber tatſächlich der eigenen Verfügungs⸗ 
macht über die Ware entäußert. Es wird deshalb eine Liefe⸗ 
rung ſchon als vorliegend angeſehen. Die endgültige Ver⸗ 
fügung über die Ware nennen wir das Ausſcheiden. 
Ein Ausſcheiden iſt in den folgenden Fällen gegeben: 

Das Ausſcheiden kann durch Kennzeichnen der ein⸗ 
zelnen Ware oder ihrer Verpackungsmittel geſchehen. 
Beiſpiel 5: . 

Ein Unternehmer in Hamburg⸗Zollſtadt verſendet einen 

Eiſenbahnwagen eingeführte Apfelſinen für ſeine Abnehmer E, 
F und G ö nach Leipzig an den Abnehmer E. Er beauftragt 
gleichzeitig den Abnehmer E, die für F und G beſtimmte Ware 
an dieſe weiterzuleiten. Die Apfelſinen ſind in Kiſten ver⸗ 
packt. Jede Kiſte hat einen Anhänger, auf dem der Name des 
einzelnen Abnehmers, der die Kiſte erhalten ſoll, angegeben 
iſt. — Die Verſendung der Sammelſendung aus dem See⸗ 
hafenplatz Hamburg gilt infolge der vorherigen Kennzeichnung 
als Verſendung an die verſchiedenen Abnehmer. Der Unter⸗ 
nehmer liefert demgemäß ſchon im Seehafenplatz Hamburg 
an E, F und G. Er lönnte die Koſten für die Verſendung und 
Verſicherung der Ware von Hamburg nach Leipzig vom Ent⸗ 
gelt abſetzen, wenn die Lieferung eine ſteuerpflichtige Liefe⸗ 
rung wäre. Die Weiterlieferungen des E, F und G find erſte 
Zieferungen außerhalb eines Seehafenplatzes und demgemäß 
ſteuerfrei. 


Die Kennzeichnung braucht nicht durch Anbringung der 
Namen der Abnehmer zu geſchehen. Es genügt jede 
andere Kennzeichnung, die eindeutig auf den ein- 
zelnen Abnehmer hinweiſt. Die Kiſten in unſerem Beiſpiel 
könnten ſtatt des Namens der Abnehmer eine Nummer 
tragen. Auch dies würde als Kennzeichnung genügen, wenn 
der Unternehmer dem Abnehmer E gleichzeitig mit der Ver⸗ 
ſendung mitteilt, welche Kiſten nummern auf die ein⸗ 
zelnen Abnehmer entfallen. 

Die Ausſcheidung kann ſtatt durch Kennzeichnung auch 
durch Aufſtellung eines Verteilungsverzeich⸗ 
niſſes geſchehen, wenn ſich aus dieſein endgültig die Art 
und Menge der für jeden Ahnehmer beſtimmten Gegenſtände 
und die Anſchriften der Abnehmer ergeben. Der Lieferer 
muß das Verteilungsverzeichnis ſpäteſtens bei der Ab⸗ 
ſendung der Sammelſendung dem mit der Verteilung Ve— 
auftragten überſenden. 

Beiſpiel 6: 

Der gleiche Fall wie im Beiſpiel 5. Die Apfelſinenkiſten 
ſind aber vor der Verſendung nicht gekennzeichnet worden. 
Der Lieferer überſendet dem mit der Verteilung beauftragten 
Abnehmer E bei der Abſendung der Sammelſendung ein Ver⸗ 
teilungsverzeichnis, aus dem die vberſchiedenen Abnehmer und 
die Art und Menge der für ſie beſtimmten Gegenſtände hervor⸗ 
gehen. Dem E bleibt es überlaſſen, die Gegenſtände für ſich, 
F und G aus der Sammelſendung auszuſondern und ſodann 
die für F und G ausgeſchiedenen Kiſten an dieſe weiterzu⸗ 
leiten. — Die Verſendung der Sammelſendung iſt als eine 
Verſendung an die einzelnen Abnehmer anzuſehen, weil der 


Lieferer im Zeitpunkt der Verſendung dem mit der Verteilung 
beauftragten Abnehmer E ein Verteilungsberzeichnis über⸗ 
ſandt hat. Die rechtlichen Wirkungen ſind deshalb die gleichen 
wie im Veiſpiel 5. 


Die Beurteilungsweiſe der Beiſpiele 5 und 6 iſt auch 
anzuwenden, wenn der liefernde Unternehmer 


Spediteur mit der Durchführung der Beförderung der 
Ware beauftragt. 


Beiſpiel 7: 

Der Unternehmer übergibt in Bremen dem Spediteur Sp 
6 Tonnen Kautſchuk mit dem Auftrag, den Kautſchuk in einer 
Sammelſendung an die Abnehmer H, J und K in Eſſen ber- 
fenden zu laſſen. Er beauftragt den Spediteur gleichzeitig, 
dafür zu ſorgen, daß A in Eſſen die Hälfte und J und K je 
ein Viertel der Sendung erhalten. Die für die einzelnen Ab⸗ 
nehmer beſtimmten Mengen find bei der Verſendung noch nicht 
voneinander getrennt. Der Spediteur Sp richtet die Sammel⸗ 
ſendung an einen ihm befreundeten Spediteur in Eſſen. Er 
beauftragt ihn, die Ladung bei Ankunft in Eſſen auf die Ab⸗ 
nehmer 9, J und K, deren Anſchriften er mitteilt, in dem 
erwähnten Verhältnis zu verteilen und ihnen zufahren zu 
laſſen. — Der Kautſchuk gelangt bei der Verſendung aus dem 
Seehafenplatz nicht unmittelbar an die Abnehmer, ſondern an 
den Zwiſchenſpediteur in Eſſen. Gleichwohl liegt eine Ver⸗ 
ſendung aus dem Seehafenplatz Bremen an die drei Abnehmer 
in Eſſen vor, weil der Spediteur Sp des Lieferers bereits vor 
der Verſendung aus dem Seehafenplatz den Auftrag erhalten 
hatte, die Ware an die beſtimmten Abnehmer zu verteilen. Der 
Unternehmer liefert demgemaß im Seehafenplatz Bremen. Er 
könnte die Auslagen für die Verſendung und Verſicherung von 
Bremen nach Eſſen von ſeinem Entgelt abſetzen, wenn die 
Lieferung ſteuerpflichtig wäre. Die Abnehmer 9, J und K 
führen bei i ae die erſte Lieferung außerhalb 
eines Seehafenplatzes aus. 


Der Fall iſt ebenſo zu beurteilen, wenn der mit der 
Verteilung Beauftragte ein ſelbſtändiger Agent des 
Lieferers iſt. 

Veiſpiel 8: 

Der Unternehmer läßt im Seehafenplatz Bremen einen 
Eiſenbahnwagen mit Kautſchuk nach Eſſen verladen. Er be⸗ 
auftragt gleichzeitig ſeinen ſelbſtändigen Agenten in Eſſen, den 
Eiſenbahnwagen bei der Ankunft zu entladen und den Kaut⸗ 
ſchuk wie im Beiſpiel 7 zu verteilen. — Da der Lieferer dem 
Agenten bei der Verſendung der Sammelladung eine Ver⸗ 
teilungsanweiſung gibt, iſt die Verſendung der Sammelladung 
eine Verſendung an die einzelnen Abnehmer. Es treten die 
gleichen Wirkungen wie im Beiſpiel 7 ein. 


Iſt bei der Verſendung der Sammelſendung erſt ein 
Teil der Ware verkauft, fo kann nur dieſer Teil der 
Ware als mit der Verſendung geliefert angeſehen 
werden. 


Beiſpiel 9: 


einen 


Der Unternehmer läßt im Scehafenplatz Bremen einen 


Eiſenbahnwagen Kautſchuk nach Eſſen verladen. Er hat im 
Zeitvunkt der Abſendung nur die Hälfte des verladenen Kaut⸗ 
ſchuks an den Abnehmer L verkauft. Er beauftragt ſeinen 
ſelbſtändigen Agenten in Eſſen, die Hälfte des Kautſchuks bei 
der Ankunft des Wagens dem Abnehmer L zuzufahren. Der 
Agent ſoll möglichſt bis zur Ankunft des Wagens auch die 
andere Hälfte der Sendung verkaufen. Es gelingt dem 
Agenten, bis zum Eintreffen des Wagens die Hälfte der noch 
nicht verlauften Hälfte, alſo ein Viertel der Wagenladung, an 
den Abnehmer M zu verkaufen. Als der Wagen ankommt, 
händigt der Agent dem Abnehmer L die Hälfte der Ladung 
aus, dem Abnehmer M ein Viertel der Ladung. Er lagert das 
letzte Viertel bei einem Spediteur ein. Nach drei Tagen ge⸗ 
lingt es ihm, das letzte Viertel an den Abnehmer N zu ver⸗ 
kaufen. Er läßt es dieſem durch den Spediteur aushändigen. -— 
Der Lieferer bat bei der Verſendung der Ladung ſeinen 
Agenten endgültig angewieſen, die eine Hälfte der Ladung 
dem bereits vorhandenen Abnehmer L auszuhändigen. Die 
Verſendung der Sammelladung gilt inſoweit als eine Ver⸗ 
ſendung an den Abnehmer L. Sie gilt demgemäß inſoweit als 
Lieferung im Seehafenplatz Bremen. Es ergeben ich inſowent 
die gleichen rechtlichen Folgerungen wie in den Beiſpielen 7 
und 8. Die Lieferungen an M und N find jedoch nicht Liefe⸗ 
rungen im Seehafenplatz Bremen, ſondern Lieferungen in 
Eſſen. Bei Abſendung der Sammelſendung war für die zweite 
Hälfte der Ladung eine Ausſcheidung und Verteilungs⸗ 
anweiſung für beſtimmte Abnehmer noch nicht möglich. Der 
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Lieferer iſt allerdings auch wegen der Lieferungen an M 
und N umſatzſteuerfrei, weil es die erſten Lieferungen nach 
der Einfuhr außerhalb eines Seehafenplatzes find. Die Ab⸗ 
nehmer M und N aber find mit ihren Weiterlieferungen 
umſatzſteuerpflichtig, weil ihre Lieferungen zweite Liefe⸗ 
rungen außerhalb eines Seehafenplatzes ſind. Wären die 
Lieferungen des Unternehmers ſteuerpflichtig, ſo könnte er die 
Hälfte der Auslagen für die Beförderung und Verſicherung der 
Sendung von ſeinem Entgelt abziehen, weil die Hälfte der 
Sendung in Bremen durch Verſendung geliefert worden iſt. 
Die auf die zweite Hälfte der Sendung entfallenden Be⸗ 
förderungs⸗ und Verſicherungskoſten könnte er nicht abziehen, 
weil die Lieferungen der zweiten Hälfte erſt in Eſſen erfolgt 
ſind Die Beförderungs⸗ und Verſicherungskoſten ſind inſoweit 
Vorfracht. 


Die Beurteilungsweiſe in den vorangehenden Beiſpielen 
iſt nicht anwendbar, wenn der mit der Verteilung beauf⸗ 
tragte Empfänger der Sammelſendung ſteuerrechtlich als 
ein Betrieb des Lieferers anzuſehen iſt. Dies iſt zum 
Beiſpiel der Fall, wenn der Empfänger der Sammelſendung 
eine Zweigniederlaſſung oder eine Organgeſellſchaft des 
Lieferers iſt. 

Beiſpiel 10: 

Der Unternehmer läßt im Seehafenplatz Bremen einen 
Eiſenbahnwagen Kautſchuk nach Eſſen verladen. Er beauftragt 
gleichzeitig die Kautſchut⸗Vertriebs⸗Gmbch in Eſſen, den Eiſen⸗ 
bahnwagen bei der Ankunft in Eſſen zu entladen und die 
Hälfte des Kautſchuks an ſeinen Abnehmer L, je ein Viertel 
an feine Abnehmer M und N auszuhändigen. Die Kautſchuk⸗ 
Vertriebs⸗Ombep iſt eine Organgeſellſchaft des Unter⸗ 
nehmers. — Der Unternehmer hat zwar bei der Verſendung 
der Sammelſendung über die Verteilung der Ware an die 
einzelnen Abnehmer endgültig beſtimmt. Ein Ausſcheiden 
iſt gegeben. Das Ausſcheiden iſt aber gegenüber der eigenen 
Organgeſellſchaft erfolgt. Es iſt deshalb nur ein innerbetrieb⸗ 
licher Vorgang. Der Unternehmer liefert nicht in Bremen, 
ſondern in Eſſen. Seine Lieferung iſt die erſte Lieferung 
außerhalb eines Seehafenplatzes. Die Abnehmer L. M und N 
können, wenn ſie die Ware weiterliefern, eine ſteuerfreie Ein⸗ 
fuhranſchlußlieferung nicht geltend machen. Wäre die Liefe⸗ 
rung des Unternehmers ſteuerpflichtig, ſo könnte er die Aus⸗ 
lagen für die Beförderung und Verſicherung bon Bremen bis 
Eſſen nicht von ſeinem Engelt abſetzen (Vorfracht). 


8. Nachweis 


Gemäß $ 20 Ziffer 5 USt DB muß der Unternehmer, 
der Steuerfreiheit wegen erſter Lieferung außerhalb eines 


Die Sozialausgleichs abgabe 


Seehafenplatzes geltend macht, nachweiſen können, daß 
ſeine Lieferung die erſte Lieferung außerhalb eines See⸗ 
haſenplatzes iſt. Er hat bei Sammelſendungen in der Regel 
keine Verſendungspapiere, die beweiſen, daß ihm 
die Sendung aus einem Seehafenplatz zugegangen iſt. 


Bei iel il: 

Hinweis auf das Beiſpiel 8, Die Abnehmer L, M und N 
ſind nicht im Beſitz von Verſendungspapieren, weil der Agent 
Empfänger (Adreſſat) der Wagenladung war. Der Fracht⸗ 
brief wurde dem Agenten ausgehändigt. 


L, M und N können deshalb die Steuerfreiheit für ihre 
Einfuhranſchlußlieferung nur beanſpruchen, wenn ſie in 
anderer Weiſe nachweiſen können, daß die in Ab⸗ 
ſchnitt 6 bezeichneten Vorausſetzungen gegeben find. 
Das kann zum Beiſpiel dadurch geſchehen, daß der Lieferer 
das Erforderliche in der Rechnung für die Abnehmer der 
Sammelſendung vermerkt, etwa das folgende: 


„Wir überſenden Ihnen in einer Sammelladung, die 
wir heute nach Kennzeichnung der für Sie beſtimmten 
Gegenſtände aus dem Seehafenplatz Hamburg durch die 
Reichsbahn an die Firma ... (Verteiler) in Leipzig zur 
Verteilung haben zugehen laſſen, die folgenden Gegen⸗ 


ſtände 
oder 


Es wird ſich empfehlen, ähnliche Formen des Nach⸗ 
weiſes anzuwenden, wenn der Unternehmer, der die 
Sammelſendung aufgibt, den Abzug von Beförde⸗ 
rungs⸗ und Verſicherungskoſten geltend machen 
will oder wenn er den Nachweis erbringen will, daß er die 
Lieferung im Ausland, zum Beiſpiel im Frei⸗ 
hafen, durch Aufgabe einer Sammelſendung ausgeführt 
hat. Es wird in dieſen Fällen zweckmäßig ſein, das Vor⸗ 
liegen der einzelnen im Abſchnitt 6 bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen durch Schriftſtücke zu belegen, zum Beiſpiel 
durch Durchſchläge der Anweiſung an den Empfänger der 
Sammelſendung oder an den Spediteur und durch Durch⸗ 
ſchläge des Verteilungsverzeichniſſes. 


Von Regierungsrat Dr. Oermann, Berlin, Reichsfinanzministerium 
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1. Einführung 


Polniſche Steuerpflichtige, die im Inland 
mit Ausnahme der eingegliederten Ostgebiete (und des Pro⸗ 
tektorats Böhmen und Mähren) ihren Wohnſitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben, werden bei der Ein⸗ 
kommenſteuer nach den allgemeinen Vorſchriften 
behandelt. Es gelten für fie auch die Steuergruppen I 
bis IV. Hinweis auf 8 32 EStG. 


„Die Rechtslage iſt anders bei den polniſchen Stener- 
pflichtigen, die ihren Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalt in den eingegliederten Oſtgebieten 
haben. Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Rund- 
erlaß vom 10. Februar 1940 — S 2300 — Pol 22 III — 
(RStBBl 1940 S. 265) für fie das folgende angeordnet: 


a) Für Steuerpflichtige, die weder zu Beginn des Ver⸗ 
anlagungszeitraunts noch mindeſtens vier Monate im 
Veranlagungszeitraum verheiratet waren, gilt die 
Steuergruppe I; 


6. Höhe der Sozialausgleichsabgabe, 

7. Erhebung der Sozialausgleichsabgabe, 
8. Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften, 
9. Außerkrafttreten bisheriger Vorſchriften. 


b) Für alle anderen Steuerpflichtigen gilt die Steuer- 
gruppe. II 

Die Steuergruppen III und TV kommen 
danach für polniſche Steuerpflichtige in den eingegliederten 
Oſtgebieten nicht in Betracht. 

Die weiteren Anordnungen zu dieſer grundſätzlichen 
Regelung find im Roß ⸗Erlaß vom 20. März 1940 — S 2300 
— Pol 41 III — (RStBl 1940 S. 345) getroffen worden. In 
dieſem Runderlaß iſt beſtimmt, daß als Polen bis zur end⸗ 
gültigen Regelung in den eingegliederten Oſtgebieten 
grundſätzlich diejenigen bisherigen polniſchen Staats⸗ 
angehörigen gelten, die in den Gebietsteilen geboren 
ſind, die vor dem Jahr 1918 nicht zum Deutſchen Reich oder 
zu Oſterreichiſch⸗Schleſien gehört haben. Für die anderen 
Steuerpflichtigen ſollen grundſätzlich die allge- 
meinen Vorſchriften gelten. Ausgenommen ſind jedoch 
diejenigen Steuerpflichtigen, die im Protektorat 
Böhmen und Mähren geboren find. Dieſe Steuer: 
pflichtigen ſind wie Polen zu behandeln. 
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Deutſche Bolfszugehörige fallen in keinem 
Fall unter die Sonderregelung, die in dem Rd⸗Erlaß vont 
10. Februar 1940 getroffen worden iſt. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat es in ſeinem 
Runderlaß vom 20. März 1940 den zuſtändigen Oberfinanz⸗ 
präſidenten überlaſſen, im Einvernehmen mit den Reichs⸗ 
ſtatthaltern (in den Oberfinanzbezirken Oſtpreußen und 
Troppau im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Oberpräſi⸗ 
denten) weitere Anordnungen für ihre Dienſtbezirke zu 
treffen. Die Oberfinanzpräſidenten haben von dieſer Er⸗ 
mächtigung durch Erlaß von Rundverfügungen, die ſie an 
die ihnen unterſtellten Finanzämter gerichtet haben, Ge⸗ 
brauch gemacht. Die Abgrenzung der polniſchen Steuer⸗ 
pflichtigen von den anderen Steuerpflichtigen iſt dabei zum 
Teil wegen der beſonderen Verhältniſſe in dem jeweiligen 
Oberfinanzbezirk abweichend von der grund ſätz⸗ 
lichen Abgrenzung vorgenommen worden. Das gilt 
insbeſondere von den Anordnungen des Reichsſtatthalters 
(Oberfinanzpräſidenten) im Warthegau. 

Die polniſchen Steuerpflichtigen werden unab⸗ 
hängig von ihrer einkommenſteuerlichen 
Sonderbehandlung in den eingegliederten 
Oſtgebieten durch die Verordnung über die Erhebung 
einer Sozialausgleichsabgabe vom 5. Auguſt 1940 (RGBl I 
S. 1077, RStBl 1940 S. 729), nachſtehend als Verordnung 
bezeichnet, ſteuerlich zuſätzlich belaſtet. Dieſe ſteuer⸗ 
liche Belaſtung trifft auch diejenigen polniſchen Steuerpflich⸗ 
tigen, die bei der Einkommenſteuer nicht beſonders be⸗ 
handelt werden, weil ſie ihren Wohnſitz oder ihren gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt im Gebiet des Großdeutſchen 
Reichs außerhalb der eingegliederten Oſt⸗ 
gebiete (und des Protektorats Böhmen und Mähren) 
haben. Hinweis auf Abſatz 1. 

Die Verordnung über die Erhebung einer Sozialaus⸗ 
gleichsabgabe wird durch die Erſte Verordnung zur Durch⸗ 
führung der Verordnung über die Erhebung einer Sozial⸗ 
ausgleichsabgabe vom 10. Auguſt 1940 (nachſtehend abge⸗ 
kürzt Erſte Durchführungsverordnung) ergänzt. Die 
Erſte Durchführungsverordnung tft im RGBl 1 S. 1094 und 
im RStBl 1940 S. 737 abgedruckt. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat aus Anlaß der 
Einführung der Sozialausgleichsabgabe einen Rund⸗ 
erlaß vom 10. Auguſt 1940 — 82920 — 40 III — 
herausgegeben. Der Runderlaß iſt im RStBl 1940 S. 738 
abgedruckt. Er kann von den Steuerpflichtigen, Verbänden 
uſw. bei der Reichsdruckerei (Verlagsabteilung) in Berlin 
SW 68, Alte Jakobſtr. 106, käuflich erworben werden. 


Es iſt erforderlich, daß die Finanzbehörden, die Steuer— 
pflichtigen und ihre Berater ſich ſofort mit den Einzel⸗ 
heiten der Sozialausgleichsabgabe vertraut machen. Die 
Erhebung der Sozialausgleichsabgabe be⸗ 
ginnt zum Teil ſofort, zum Teil ſehr bald. 
Es müſſen ſich insbeſondere die Arbeitgeber umgehend 
mit der Sozialausgleichsabgabe gründlich vertraut machen. 
Die Sozialausgleichsabgabe wird bei den Einkünften aus 
nichtſelbſtändiger Arbeit durch Steuerabzug erhoben. 
Dieſer Steuerabzug tft ſofort vorzunehmen. Hinweis auf 
Abſchnitt 8. 


2. Räumlicher Geltungsbereich 


Die Verordnung über die Erhebung einer Sozial⸗ 
ausgleichsabgabe iſt vom Miniſterrat für die 
Reichs verteidigung mit Geſetzeskraft erlaſſen 
worden. Sie trifft wegen des räumlichen Geltungsbereichs 
im § 6 Satz 2 ausdrücklich die Beſtimmung, daß fie auch 
in den eingegliederten Oſtgebieten gilt. Die 
Verordnung über die Erhebung einer Sozialausgleichs⸗ 
abgabe und die zu ihrer Einführung und Durchführung 
erlaſſene Erſte Durchführungsverordnung gelten danach 
für das ganze Reichsgebiet mit Ausnahme des 
Protektorats Böhmen und Mähren. 

Von dieſem Grundſatz ſchafft § 7 der Erſten Durch⸗ 
führungsverordnung eine vorläufige Ausnahme. 
Die Vorſchrift lautet: 


„Die Vorſchriften über die Erhebung einer Sozial⸗ 
ausgleichsabgabe ſind vorläufig in den folgenden Ge⸗ 
bieten nicht anzuwenden: 


Regierungsbezirk Zichenau, 

Kreis Suwalken, 

Kreis Blachownia, 

Kreis Zawiercie, 

Kreis Bendzin, b 

Stadtkreis Sosnowitz, 

Kreis Olkuſch, 

Kreis Chrzanow, 

Kreis Saybuſch und 

in dem oſtwärts der Sola gelegenen 
Teil des Kreiſes Bielitz⸗Biala. 


Der Reichsminiſter der Finanzen beſtimmt im Einver⸗ 
nehmen mit dem Reichsminiſter des Innern und dem 
Reichsarbeitsminiſter im Verwaltungsweg den Zeit ⸗ 
punkt, von dem ab die Vorſchriften über die Erhebung 
einer Sozialausgleichsabgabe in den bezeichneten Ge⸗ 
bieten anzuwenden find.“ 


Die vorläufige Nichtanwendung der Vor⸗ 
ſchriften über die Erhebung einer Sozialausgleichsabgabe 
in den Gebieten, die im § 7 der Erſten Durchführungsver⸗ 
ordnung bezeichnet ſind, hat ihren Grund darin, 
daß die Arbeitslöhne in dieſen Gebieten 
den Arbeitslöhnen im anderen Reichsgebiet noch nicht 
angeglichen ſind. Die Löhne ſind in dieſen Gebieten 
ſo klein bemeſſen, daß den polniſchen Arbeitnehmern 
die Entrichtung der Sozialausgleichsabgabe noch nicht zu⸗ 
gemutet werden kann. Würde die Sozialausgleichsabgabe 
trotzdem auch in dieſen Gebieten zu entrichten ſein, ſo könnte 
das nur zu Laſten der Arbeitgeber gehen. Das ent⸗ 
ſpräche aber nicht dem Sinn und dem Zweck der Sozial⸗ 
ausgleichsabgabe. Hinweis auf Abſchnitt 3. 


Für die Frage, ob die Sozialausgleichsabgabe zu er⸗ 
heben iſt, kommt es für das Steuerabzugsverfahren ent⸗ 
ſcheidend darauf an, wo die Betriebſtätte des Arbeit⸗ 
gebers liegt. Liegt die Betriebſtätte des Arbeitgebers in den 
Gebieten, die im §7 der Erſten Durchführungsverordnung 
bezeichnet ſind, ſo iſt von der Einbehaltung der Sozialaus⸗ 
gleichsabgabe abzuſehen. Es iſt einerlei, wo der Arbeit⸗ 
nehmer ſeinen Wohnſitz (gewöhnlichen Aufenthalt) hat. 
Beiſpiele: 

A. Ein polniſcher Arbeitnehmer hat ſeinen Wohnſitz in Katto⸗ 
witz. Er iſt bei einem Arbeitgeber in der Stadt Sosnowitz be⸗ 
ſchäftigt. Die Berechnung des Arbeitslohns und der Lohnſteuer 
durch den Arbeitgeber geſchieht in Sosnowitz. Auch die Lohn⸗ 
ſteuerkarte des Arbeitnehmers wird hier aufbewahrt. Die 
Sozialausgleichsabgabe iſt, weil die Vetriebſtatte 
des Arbeitgebers ſich in dem ſteuerlich begünſtigten Stadtkreis 
Sosnowitz befindet, nicht zu erheben. 5 

B. Ein polniſcher Arbeitnehmer hat feinen Wehnſitz in Bendzin. 
Er iſt in Kattowitz beschaftigt Die Betriebſtatte des Arbeit⸗ 
gebers befindet ſich in der gleichen Stadt. Dieſer Arbeitnehmer 
iſt von der Sozialausgleichsabgabe nicht befreit. Es kommt 
dem Umſtand, daß der Arbeitnehmer in dem ſteuerlich be⸗ 
günſtigten Kreis Bendzin ſeinen Wohnſitz hat, für die Entſchei⸗ 
dung keine Bedeutung zu. 


3. Perſonenkreis 
§ 1 der Verordnung lautet: 


„Polen haben eine Sozialausgleichsabgabe als Zuſchlag 


zur Einlommenſteuer zu entrichten.“ 


Als Polen ſind § 1 der Erſten Durchführungsver⸗ 
ordnung gemäß „die bisherigen polni] 


nicht durch eine Beſcheinigung der zr 
ſtändigen Verwaltungsbehörde oder 
anderer Weiſe nachweiſen, daß ſie n 
polniſchen Volkstums ſind. Polen ſind 
auch diejenigen bisherigen Danziger 
Staats angehörigen, die dem polniſchen 
Volkstum angehören“. 


u, 
StaatSangehörigen anzuſehen, wenn 12 f 


nicht 
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Wegen der Abgrenzung der Steuerpflichtigen, die 
der Sozialausgleichsabgabe unterliegen, von den anderen 
Steuerpflichtigen iſt noch mit weiteren Anordnungen des 
Reichsminiſters der Finanzen zu rechnen. Es wird dabei 
insbeſondere geklärt werden müſſen, ob und inwieweit 
Zwiſchenſchichten (z. B. Maſuren, Kaſchuben, Slon⸗ 
ſaken, Litauer, Ukrainer, Goralen und Großruſſen) von 
der Sozialausgleichsabgabe betroffen werden ſollen. Das 
gilt auch für die Oſtoberſchleſier, ſoweit ſie in den ehemals 
Dreußiſch⸗oberſchleſiſchen oder öſterreichiſch⸗ſchleſiſchen Teilen 
Oſtoberſchleſiens einſchließlich des weſtlich der Sola ge- 
en Teils des Kreiſes Bielitz geboren oder beheimatet 
ſind. 

§ 5 Ziffer 1 der Verordnung ficht vor, daß die Vor- 
ſchriften über die Erhebung einer Sozial- 
ausgleichs abgabe durch den Reichsminiſter der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des 
Innern und dem Reichsarbeitsminiſter auf andere 
Volksgruppen ausgedehnt werden können. 
Es bleibt abzuwarten, ob und in welchem Umfang der 
Reichsminiſter der Finanzen von dieſer Ermächtigung Ge- 
brauch machen wird. 


Für die erhöhte einkommenſtenerliche 
Belaftung der polniſchen Steuerpflich⸗ 
tigen im Vergleich zu den anderen Steuer— 
pflichtigen ſprachen die folgenden Er- 
wägungen: 

Es ſind ſeit der Beendigung des Polenfeldzugs viele 
polnische Arbeiter und Angeſtellte in der deutſchen gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft beſchäftigt. Das gilt für die eingegliederten 
Oſtgebiete und für das andere Reichsgebiet. Beſondere 
Tarifordnungen ſind für dieſe gewerblichen Arbeit⸗ 
nehmer bisher nicht erlaſſen worden und auch für die Zu⸗ 
kunft nicht beabſichtigt. Die polniſchen Arbeit- 
nehmer erhalten alſo die gleichen Arbeits⸗ 
löhne wie die deutſchen Arbeitnehmer. Es 
verbleiben aber den deutſchen Arbeitnehmern bei der Lohn⸗ 
zahlung trotz gleicher Beſchäftigung und gleicher Arbeitszeit 
im Ergebnis kleinere Beträge als den polniſchen 
Arbeitnehmern. Das beruht darauf, daß den deutſchen 
Arbeitnehmern insbeſondere die folgenden Beträge vom 
Arbeitslohn abgezogen werden: 


Wehrſteuer, 

Beiträge zur Deutſchen Arbeitsfront, 

Spende zum Winterhilfswerk in Höhe von 10 vom 
Hundert der Lohnſteuer. 


Dahinzu kommen weitere Belaſtungen der deutſchen Arbeit⸗ 
nehmer durch Parteibeiträge, Beiträge zur RSV, zum 
Reichsluftſchutbund und Beiträge zu allgemeinen öffent 
lichen Sammlungen. 


Die polniſchen Arbeitnehmer werden durch dieſe Ab- 
zugsbeträge und anderen Beiträge nicht betroffen. Die 
Sozialausgleichsabgabe will, wie ſich ſchon aus ihrer Be- 
zeichnung ergibt, einen angemeſſenen Ausgleich für 
dieſe Beſſerſtellung ſchaffen. 
Die Erhebung der Sozialausgleichsabgabe rechtfertigt 
ſich auch aus den folgenden Gründen: 

Der deutſche Volksgenoſſe iſt zur Ableiſtung des 
Arbeitsdienſtes und des Heeresdienſtes verpflichtet. Es 
entſtehen ihm dadurch empfindliche geldliche Ausfälle. Das 
gilt insbeſondere für die gegenwärtige Zeit, in der viele 
deutſche Volksgenoſſen aus Anlaß des beſonderen Einſatzes 
der Wehrmacht für längere Zeit ihre Einnahmen verlieren. 
Die in der Heimat verbliebenen Volksgenoſſen verrichten 
neben ihrer Berufsarbeit in der Partei, ihren Gliederungen 
und in den angeſchloſſenen Verbänden ehrenamtlich Dienſt 
im Intereſſe des Volksganzen. Es iſt gerechtfertigt, daß 
den Polen, die zum Schutz des deutſchen Lebensraums per: 
ſönlich nichts beitragen und ungehindert ihrer Beſchäfti⸗ 
gung nachgehen können, zum Ausgleich dafür ein be⸗ 
ſonderes Opfer auferlegt wird. 


$ 1 der Erſten Durchführungsverordnung umgrenzt 
den Kreis der Perſonen, die als Polen zu behandeln 


find, in anderer Weiſe, als es in dem Rdg⸗Erlaß 
vom 20. März 1940 und zum Teil in den Rundverfügungen 
der Oberfinanzpräſidenten geſchehen iſt. Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 1. Verwaltungsmäßige Schwierigkeiten werden ſich 
aus dieſer verſchiedenen Abgrenzung der Polen von den 
anderen Steuerpflichtigen kaum ergeben. Es iſt damit zu 
rechnen, daß die Umgrenzung der polniſchen Steuerpflich⸗ 
tigen auf dem Gebiet der Einkommenſteuer 
in nächſter Zeit entſprechend der Regelung im § 1 der 
Erſten Durchführungsverordnung für das Gebiet der 
S 55 ialausgleichsabgabe vorgenommen werden 
wird. 

Die Sozialausgleichsabgabe knüpft an die Einkommen⸗ 
ſteuerpflicht an. Einkommenſteuerpflichtig find nur natür⸗ 
liche Perſonen. Hinweis auf § 1 EStG. Von der 
Sozialausgleichsabgabe werden alſo diejenigen Steuerpflich- 
tigen nicht betroffen, die körperſchaftſteuer⸗ 
pflichtig find. Zu den Einkommenſteuerpflichtigen ge⸗ 
hören auch diejenigen natürlichen Perſonen, die nicht zur 
Einkommenſteuer veranlagt werden, ſondern ihre Ein 
kommenſteuer durch Steuerabzug entrichten. 

Für die Verpflichtung zur Entrichtung der Sozialaus⸗ 
gleichsabgabe kommt es nicht darauf an, ob der Steuer⸗ 
pflichtige unbeſchränkt oder beſchränkt einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig iſt. 

Unbeſchränkt einkommenſteuerpflichtig 
find §1 Abſatz 1 EStG gemäß ſolche natürlichen Perſonen, 
die im Inland einen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Auf⸗ 
enthalt haben. Die Einkommenſteuerpflicht der unbeſchränkt 
ſteuerpflichtigen Perſonen erſtreckt ſich auf ſämtliche 
Einkünfte. 

Beſchränkt einkommenſteuerpflichtig 
find die natürlichen Perſonen, die im Inland weder einen 
Wohnſitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die 
Einkommenſteuerpflicht erſtreckt ſich auf diejenigen in⸗ 
ländiſchen Einkünfte, die im § 49 EStc bezeichnet ſind. 
Hinweis auf 81 Abſatz 2 ESS. 

Bei der Einkommenſteuer der un beſchränkt 
Steuerpflichtigen wird das geſamte Einkommen 
dieſer Perſonen erfaßt. Es iſt alſo unerheblich, ob die Ein⸗ 
künfte im Inland oder im Ausland erzielt worden 
ſind. Bemeſſungsgrundlage bei der Sozialaus⸗ 
gleichsabgabe iſt, wie ſich aus § 2 der Verordnung ergibt, 
ebenfalls das Einkommen. Die Sozialausgleichs⸗ 
abgabe erfaßt — wie die Einkommenſteuer — das ge⸗ 
ſamte Einkommen der unbeſchränkt Einkommen⸗ 
ſteuerpflichtigen. Wegen des Freibetrags Hinweis auf 
Abſchnitt 6. 2 

Im Gegenſatz dazu ſind die beſchränkt Einkommen⸗ 
ſteuerpflichtigen nur mit gewiſſen Einkünften, 
die im § 49 EStG abſchließend bezeichnet find, ſteuer⸗ 
pflichtig. Die Sozialausgleichsabgabe der beſchränkt Ein⸗ 
kommenſteuerpflichtigen erfaßt deshalb nur die inländi⸗ 

chen Einkünfte. Sonſtige Einkünfte der be⸗ 
ſchränkt Steuerpflichtigen bleiben bei der Erhebung der 
Sozialausgleichsabgabe außer Betracht. 


4. Befreiungen von der Sozialausgleichsabgabe 


Von der Entrichtung der Sozialausgleichsabgabe ſind 
e befreit (§ 2 der Erſten Durchführungsverord⸗ 
nung): 

1. polniſche Arbeitnehmer, die in den eingegliedeten Oſt⸗ 
N in der Landwirtſchaft als Arbeiter beſchäftigt 
ind; 

2. polniſche Arbeitnehmer, die unter die Reichstarifordnung 
für landwirtſchaftliche Arbeitskräfte vom 8. Januar 1940 
(RArbBl S. IV 38) und die dazu ergangenen Anderun⸗ 
gen und Ergänzungen fallen. 


Die Reichstarifordnung vom 8. Januar 
1940 iſt vom Reichstreuhänder der Arbeit für das Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet Brandenburg als Sondertreuhänder „für land⸗ 
wirtſchaftliche Arbeitskräfte, die nicht im Beſitz der deutſchen 
Staatsangehörigkeit ſind, mit Ausnahme derjenigen, deren 
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Arbeitsbedingungen Gegenſtand von Staatsverträgen find“, 
erlaſſen worden (Tarifregiſter Nr 3008/1). Sie gilt nicht 

ür 
Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 
1934 (RGBI I S. 45), auf das ſich die Reichstartfordnung 
vom 8. Januar 1940 ſtützt, dort noch nicht eingeführt iſt. 
Wegen dieſes beſchränkten räumlichen Geltungsbereichs der 
Reichstarifordnung war es erforderlich, die polniſchen 
Arbeitnehmer, die in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten in der Landwirtſchaft als Arbeiter be⸗ 
ſchäftigt find, im $ 2 der Erſten Durchführungsverordnung 
von der Sozialausgleichsabgabe beſonders zu befreien. 
Die Befreiung der landwirtſchaftlichen Arbeitnehmer 
im 82 der Erſten Durchführungsverordnung beruht darauf, 
daß die Löhne, die in der Reichstarifordnung vom 8. Januar 
1940 feſtgeſetzt worden ſind, etwa 15 bis 20 vom Hundert 
unter den Tariflöhnen für deutſche landwirtſchaftliche 
Arbeitskräfte gleicher Art liegen. Entſprechendes gilt für die 
Arbeitslöhne der landwirtſchaftlichen Arbeiter in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten. Cine wirt ſchaftliche 
Beſſerſtellung der polniſchen Arbeitnehmer gegenüber 
den deutſchen Arbeitnehmern, deren Beſeitigung die Sozial⸗ 
ausgleichsabgabe anſtrebt, liegt alfo inſoweit nicht 
vor. Unter dieſen Umſtänden war es geboten, die polniſchen 
landwirtſchaftlichen Arbejtnehmer von der Verpflichtung zur 
Entrichtung der Sozialausgleichsabgabe durch eine perſön⸗ 
liche Befretungsvorſchrift allgemein auszunehmen. 


5. Weſen der Sozialausgleichsabgabe 

Die Sozialausgleichsabgabe iſt, wie ſich aus 
dem Wortlaut des § 1 der Verordnung ergibt, keine 
ſelbſtändige Steuer. Sie iſt als Zuſchlag zur 
Einkommenſteuer geſtaltet. Daraus folgt, daß alle 
Vorſchriften, die auf dem Gebiet des Ein⸗ 
kommenſteuerrechts gelten, auch für die 
Sozialausgleichsabgabe von Bedeutung 
ſind. Weiter folgt daraus, daß die durch Steuerabzug 
bom Arbeitslohn einbehaltene Sozialaus⸗ 
gleichsabgabe in jedem Fallals Lohnſteuer zu be⸗ 
handeln iſt. Das gilt auch in den Fällen, in denen eine 
eigentliche Lohnſteuer nach der Lohnſteuertabelle, die dem 
Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939 als Anlage 2 
beigefügt ift, nicht zu erheben wäre. 

Die Sozialausgleichsabgabe iſt eine Steuer vom 
Einkommen. Sie iſt deshalb bei der Ermittlung des 
Einkommens und — bei der Erhebung der Einkommenſteuer 
durch Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer) — des 
Arbeitslohns nicht abzugsfähig. Hinweis auf § 12 
Ziffer 3 EStG, 

Die Sozialausgleichsabgabe iſt eine Reichs ſteuer. 
84 der Verordnung beſtimmt ausdrücklich, daß die Sozial⸗ 
ausgleichsabgabe aus ſchließlich dem Reich zufließt. 
Die Länder und Gemeinden ſind an dem Auf⸗ 
kommen der Sozialausgleichsabgabe nicht beteiligt. 


6. Höhe der Sozialausgleichsabgabe 


Die Sozialausgleichsabgabe beträgt 15 vom Hundert 
des Einkommens (§ 2 der Verordnung). 


Bemeſſungsgrundlage iſt § 3 der Erften 
Durchführungsverordnung gemäß bei den polniſchen Steuer⸗ 
pflichtigen, die ihre Sozialausgleichsabgabe ganz 
oder zum Teil durch Steuerabzug vom Arbeitslohn 
zu entrichten haben, der Betrag, der in die Stufen 
der Lohnſteuertabelle einzuordnen iſt. Han⸗ 
delt es ſich nicht um laufenden Arbeitslohn, ſondern um 
ſonſtige (insbeſondere einmalige) Bezüge, ſo 
bilden die auf volle Reichsmark abgerundeten 
Bezüge die Bemeſſungsgrundlage. 


Beiſpiele: 


A. Ein polniſcher Arbeitnehmer bezieht einen monatlichen Lohn 


von 180,80 RM. Auf ſeiner Lohnſteuerkarte iſt ein ſteuerfreier 
Betrag von 30 RM monatlich wegen erhöhter Werbungskoſten 
und Sonderausgaben vermerkt. Bemeſſungsgrundlage für die 
Lohnſteuer iſt der um 30 RM gekürzte, auf 150 RM abge- 


die eingegliederten Oſtgebiete, weil das 


rundete Bruttolohn. Wegen der Abrundung Hinweis auf 832 
Abſatz 3 LSt DB. Die Lohnſteuer bemißt ſich nach der Stufe 
143 RM bis 156 RM. Das gleiche gilt — vorbehaltlich der 
Kürzung des Betrags von 150 RM um den Freibetrag (fiehe 
dazu den übernächſten Abſatz) — für die Sozialausgleichs⸗ 
abgabe. 

Ein polniſcher Arbeitnehmer erhält neben ſeinem laufenden 
Arbeitslohn aus demſelben Dienſtverhältnis eine Tantieme 
bon 72,50 RM. Sowohl bei der Berechnung der Lohnſteuer als 
auch bei der Berechnung der Sozialausgleichsabgabe iſt der 
einmalige Bezug auf den nächſten vollen Reichsmarkbetrag nach 
unten, alſo von 72,50 RM auf 72 RM, abzurunden. Hinweis 
auf 835 Abſatz t letzter Satz LStDB. 


Bei den Steuerpflichtigen, die zur Einkommenſteuer 
veranlagt werden, iſt von dem Einkommen auszu⸗ 
gehen, das der Einkommenſteuerveranla⸗ 
gung zugrunde gelegt wird oder zugrunde 
zu legen wäre, wenn der Steuerpflichtige 
zu veranlagen wäre. 

Beiſpiel: 

Ein lediger polniſcher Steuerpflichtiger, der in Berlin 
feinen Wohnſitz hat, hat im Kalenderjahr 532 RM Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung bezogen. Sonderausgaben 
hat er nicht geleiſtet. Sein Einkommen beträgt deshalb 582 RM. 

Dieſer Steuerpflichtige iſt einkommenſteuerfrei. Be⸗ 
meſſungsgrundlage für die Sozialausgleichsabgabe iſt das auf 
500 RM abgerundete Einkommen. Hinweis auf 8 19 ESt DB 
1939, Wegen der Berückſichtigung des Freibetrags Hinweis auf 
den nächſten Abſatz. 


B. 


—. 


8 4 der Erſten Durchführungsverordnung beſtimmt zur 
Vermeidung von Härten, die in der Erhebung der Sozial⸗ 
ausgleichsabgabe von dem ungekürzten laufenden 
Arbeitslohn liegen könnte, daß vor Ermittlung der Sozial⸗ 
ausgleichsabgabe ein Freibetrag gewährt wird. Der 
Freibetrag beträgt 39 RM monatlich (I RM wöchent⸗ 
lich, 1,50 RM täglih und 0,75 RM halbtäglich). 
Beiſpiele: 

A. Der Monatslohn eines polniſchen Arbeitnehmers beträgt 
75 RM. Dieſer Arbeitnehmer unterliegt nicht der eigentlichen 
Lohnſteuer. Lohnſteuerpflichtig können nach der allgemeinen 
Lohnſteuertabelle nur ſolche Arbeitnehmer ſein, deren abge⸗ 
rundeter Monatslohn mehr als 84,50 RM beträgt. Der Steuer⸗ 
pflichtige unterliegt trotzdem der Sozialausgleichsabgabe. 
Wegen ihrer Berechnung Hinweis auf Abſchnitt 7. 

B. Ein lediger polniſcher Steuerpflichtiger bezieht ein Monats⸗ 
gehalt von 135 RM. Steuerfreie Beträge ſind auf ſeiner Lohn⸗ 
ſteuerkarte nicht vermerkt. Die monatliche Lohnſteuer beträgt 
7,28 RM. Dieſe Lohnſteuer erhöht ſich um die Sozialausgleichs⸗ 
abgabe. Wegen ihrer Berechnung Hinweis auf Abſchnitt 7. 


Vor Ermittlung der Sozialausgleichsabgabe wird das 
Einkommen der polniſchen Steuerpflichtigen, die zur Ein⸗ 
kommenſteuer zu veranlagen find, um 300 R M 
gekürzt. Das gleiche gilt für die Steuerpflichtigen, die 
zwar zur Einkommenſteuer nicht zu veran⸗ 
lagen ſind, die aber trotzdem durch Veranlagung 
zur Sozialausgleichs abgabe heran⸗ 
zuziehen ſind. 1 . 

Was unter Einkommen zu verſtehen iſt, ergibt ſich 
aus § 2 Abſatz 2 ESG. Einkommen iſt danach der Geſamt⸗ 
betrag der Einkünfte aus den ſieben verſchiedenen Ein⸗ 
kunftsarten nach Ausgleich mit Verluſten und nach Abzug 
der Sonderausgaben. / 

Hat die Steuerpflicht nicht während des 
vollen Kalender jahrs beſtanden, jo iſt der 
Freibetrag von 300 RM entiprechend der Zahl der vollen 
Monate, in denen die Steuerpflicht beſtanden hat, herab⸗ 
zuſetzen. 


Beiſpiel: Y 

Ein polniſcher Steuerpflichtiger, der feinen Wohnſitz in 
Eſſen hat, iſt am 5. März 1941 geſtorben. Sein Einkommen für 
1941 beträgt 2 240 RM. Die Steuerpflicht hat in die ſem Be 
nur zwei volle Monate beſtanden. Der Freibetrag bon 300 RW 
ermäßigt ſich um zehn Zwölftel von 300 RM — 250 RM Sl 
50 RM. Vor Ermittlung der Sozialausgleichsabgabe iſt das 
Einkommen von 2240 RM um 50 RM auf 2190 AM zu 
kürzen und auf 2 150 RM abzurunden,. Die Sozialausgleichs⸗ 
abgabe beträgt 15 vom Hundert von 2150 RM — 322,50 RM. 
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7. Erhebung der Sozialausgleichsabgabe 


§ 25 EStG gemäß wird die Einkommenſteuer nach 
Ablauf des Kalenderjahrs (Veranlagungszeitraums) nach 
dem Einkommen veranlagt, das der Steuerpflichtige in 
dieſem Veranlagungszeitraum bezogen hat, ſoweit nicht 
§ 46 EStG gemäß eine Veranlagung unterbleibt. Dieſe 
Vorſchrift gilt auch für die Erhebung der 
Sozialausgleichsabgabe. § 3 der Verordnung 
beſtimmt dazu: 


„Die Sözialausgleichsabgabe wird durch Steuer⸗ 
beſcheid feſtgeſetzt, ſoweit ſie nicht nach Anordnung des 
Reichsminiſters der Finanzen durch Steuerabzug vom 
Arbeitslohn zu erheben iſt.“ 


Im § 5 Abſatz 1 der Erſten Durchführungsverordnung 
hat der Reichsminiſter der Finanzen angeordnet, daß die 
Sozialausgleichsabgabe von den Ein⸗ 
fünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit 
durch Abzug vom Arbeitslohn zu erheben 
iſt. Wegen der Berückſichtigung des Freibetrags im 
Steuerabzugsverfahren Hinweis auf Abſchnitt 6. 


Eine Erhebung der Sozialausgleichsabgabe beim 
Steuerabzug vom Kapitalertrag (Kapitalertragſteuer) iſt 
micht vorgeſehen. 

Soweit der Steuerpflichtige zur Einkommenſteuer 
veranlagt wird, iſt die Sozialausgleichsabgabe durch 
Steuerbeſcheid feſtzuſetzen. Die Sozialaus⸗ 
gleichsabgabe bildet dann einen Teil der Ein- 
kommenſteuerſchuld, deren Schickſal ſie in jeder 
Beziehung teilt. Das gleiche gilt, wenn der Steuerpflichtige 
zwar nicht zur Einkommenſteuer veranlagt 
wird, aber Einkünfte von mehr als 100 RM 
bezogen hat, von denen die Sozialausgleichsabgabe nicht 
durch Steuerabzug vom Arbeitslohn erhoben worden iſt. 
Hinweis auf § 5 Abſatz 2 der Erſten Durchführungs⸗ 
verordnung. 

Beiſpiel: 

Ein polniſcher Arbeitnehmer mit dem Wohnſitz in Düſſel⸗ 
dorf, deſſen Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit im Kalen⸗ 
derjahr 1940 2000 RM betragen haben, hat im gleichen Zeit⸗ 
raum Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung in Höhe 
von 250 RM bezogen. Dieſer Steuerpflichtige iſt § 46 Abſatz 2 
ESG gemäß zur Einkommenſteuer nicht zu ver⸗ 

anlagen. Die Einkünfte, von denen der Steuerabzug nicht 
vorgenommen worden iſt, betragen nicht mehr als 300 RM. 
Hinweis auf 8 46 Abſatz 1 Ziffer 2 GStG. 

Der Steuerpflichtige iſt trotzdem durch Steuerbeſcheid zur 
Sozialausgleichsabgabe heranzuziehen, weil 
die Grenze, die 99 Abſatz 2 der Erſten Durchführungsverord⸗ 
nung auf 100 RM feſtgeſetzt hat, überſchritten iſt. Wegen der 
Höhe der Sozialausgleichsabgabe für das Kalenderjahr 1940 
Hinweis auf Abſchnitt 8. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat mit ſeinem 
Runderlaß vom 10. Auguſt 1940 (Hinweis auf Abſchnitt 1) 
beſondere Lohnſteuertabellen für polniſche 
Arbeitnehmer herausgegeben. Dieſe Lohnſteuer⸗ 
tabellen enthalten die Einkommenſteuer, die ſich 
nach der dem Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939 
als Anlage 2 beigefügten Lohnſteuertabelle ergibt, 8 u⸗ 
züglich der Sozialausgleichsabgabe, und 
zwar für monatliche Lohnzahlung, für wöchent⸗ 
liche Lohnzahlung, für tägliche Lohnzahlung und für 
halbtägliche Lohnzahlung. Die Sozialausgleichsabgabe 
iſt aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung in den 
einzelnen Stufen der Lohnſteuertabellen ſtets nach der 
unteren Stufengrenze errechnet. 


Beiſpiel: 

Die Sozialausgleichsabgabe it bei einem ledigen polnifchen 
Arbeitnehmer mit einem Monatsgehalt von 115 RM wie folgt 
zu berechnen: 

Es iſt von der Stufe Nr 3 der Lohnfteuertabelle (104 RM 
bis 117 RM) auszugehen. Von der unteren Stufengrenze 
(104 RM) iſt der monatliche Freibetrag mit 39 RM abzuziehen. 
15 vom Hundert des verbleibenden Betrags (65 RM) ergeben 
9,75 RM. Zu dieſem Betrag iſt die eigentliche Lohnſteuer mit 


3,64 RM hinzuzurechnen. Das ergibt eine Summe von 
13,39 RM. Wenn in der Lohnſteuertabelle für polniſche Arbeit⸗ 
nehmer ſtatt dieſes Betrags ein Betrag bon 13,26 RM aus: 
gewieſen iſt, ſo beruht das darauf, daß die Summe von 
13,39 RM aus techniſchen Gründen auf den nächſten durch 26 
teilbaren Betrag, alſo auf 18,26 RM, abgerundet worden iſt. 


Die Freibeträge (Hinweis auf Abſchnitt 6) ſind 
in den Lohnſteuertabellen für polniſche 
Arbeitnehmer ſchon berückſichtigt. 


Die Lohnſteuertabellen für polniſche Arbeitnehmer ſind 
nur bis zu einem Monatslohn von 234 RM, einem Wochen⸗ 
lohn von 54 RM, einem Tagelohn von 9 RM und einem 
Halbtagslohn von 4,50 AM aufgeſtellt worden. Das dürfte 
für die weitaus größte Zahl der Steuerabzugsfälle aus⸗ 
reichend ſein. 


Bei Steuerpflichtigen, deren Arbeitslohn die im letzten 
Abſatz bezeichneten Lohnſtufen überſteigen, muß der 
Arbeitgeber die Sozialausgleichsabgabe (und gegebenen⸗ 
falls auch den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer) be: 
ſonders berechnen. Es iſt dabei auch in diefen Fällen 
für die Berechnung der Sozialausgleichsabgabe von der 
unteren Stufengrenze (Spalte 2 der Lohnſteuertabelle) 
auszugehen. 

Beiſpiel: 

Ein lediger polniſcher Arbeitnehmer bezieht ein Monats 
gehalt von 360 RM. Dieſer Arbeitslohn iſt in die Stufe 
351 RM bis 364 RM der Lohnſteuertabelle einzuordnen. Für 
die Errechnung der Sozialausgleichsabgabe iſt von der 
unteren Stufengrenze (351 Re) auszugehen. Von dem Betrag 
von 351 RM iſt der monatliche Freibetrag von 39 RM abzu⸗ 
ziehen. Die Sozialausgleichsabgabe beträgt 15 vom Hundert 
des verbleibenden Betrags (15 vom Hundert von 312 RM —) 
46,80 RM. Um dieſen Betrag erhöht ſich die tabellenmäßige 
Lohnſteuer der Steuergruppe I (ohne Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer) von 50,96 RM auf 97,76 RM. Dieſer Be⸗ 
trag von 97,76 RM ift als Lohnſteuer vom Arbeitslohn 
des polniſchen Arbeitnehmers einzubehalten und an das 
Finanzamt (Finanzkaſſe) abzuführen. 


8. Erſtmalige Anwendung der Vorſchriften 

Zur Einführung und Durchführung der Vorſchrift im 
8 6 Satz 1 der Verordnung, nach der die Verordnung mit 
Wirkung vom 1. Auguſt 1940 in Kraft tritt, beſtimmt § 6 
der Erſten Durchführungsverordnung das 
folgende: 


„(i) Die Sozialausgleichsabgabe wird beim lau⸗ 
fenden Arbeitslohn erſtmalig von dem Arbeitslohn er- 
hoben, der für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt 
wird, der nach dem 31. Juli 1940 endet. Die Sozial- 
ausgleichsabgabe von ſonſtigen (insbeſondere ein⸗ 
maligen) Bezügen wird erſtmalig von den Bezügen er⸗ 
hoben, die dem Steuerpflichtigen nach dem 31. Juli 1940 
zufließen. | 

(2) Die Sozialausgleichsabgabe wird bei der Veran: 
lagung erſtmalig für das Kalenderjahr 1940 erhoben. | 
Die Sozialausgleichsabgabe für das Kalenderjahr 1940 
wird nur in Höhe von fünf Zwölfteln erhoben.“ 


9. Außerkrafttreten bisheriger Vorſchriften 


Die Vorſchriften über die Erhebung einer Sozialaus⸗ | 
gleichsabgabe bringen eine Entwicklung, die in den em- 
gegliederten Oſtgebieten ihren Anfang genommen hat, zu 
einem vorläufigen Abſchluß. Der Reichsſtatthalter 
im Warthegau hat bereits durch eine Verordnung 
über die Einbehaltung von Lohn⸗ und 
Gehaltsanteilen vom 8. Dezember 1939 
(Verordnungsblatt des Reichsſtatthalters im Reichsgau 
Wartheland vom 9. Dezember 1939 S. 112) beſtimmt, daß 
bei polniſchen Arbeitnehmern 20 vom Hundert der Lohn⸗ 
und Gehaltsanteile einzubehalten ſeien. Eine entſprechende 
Verordnung hat der Reichsſtatthalter in 
Danzig⸗Weſtpreußen unter dem 20. Dezember 1939 
für feinen Bezirk erlaſſen (Verordnungsblatt des Reichs⸗ 
ſtatthalters Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen vom 23. Dezem⸗ 
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ber 1939 S. 151). Im Mai dieſes Jahrs haben die 
Reichstreuhänder der Arbeit, um in ihrem 
Geſchäftsbereich eine einheitliche Behandlung der Polen im 
ganzen Reich ſicherzuſtellen, ähnliche Anordnungen über die 
Entlohnung von Arbeitern und Angeſtellten polniſcher 
Volkstumszugehörigkeit erlaſſen. 
In den Anordnungen der Reichstreuhänder der Arbeit 
iſt der Steuerſatz wie bei der Sozialausgleichsabgabe 
auf 15 vom Hundert des Lohns (Gehalts) feſtgeſetzt 
worden. Es ſind Zweifel darüber aufgetreten, ob die Lohn⸗ 
teuer vom vollen Arbeitslohn oder nur von 85 vom 
Hundert des Bruttolohns (Bruttogehalts) zu 
berechnen war. Die Frage iſt dahin zu entſcheiden, daß 
für die Berechnung der Lohnſteuer vom 
Bruttolohn (Bruttogehalt) auszugehen war. 
Der Reichsminiſter der Finanzen hat dieſe Frage inzwiſchen 
auch in einem Runderlaß geklärt und über die buch⸗ 
und kaſſenmäßige Behandlung der ein⸗ 
behaltenen Lohn- und Gehaltsanteile, die 
bon den Arbeitgebern an die Finanzkaſſen abzuführen find, 
ausführliche Anweiſungen getroffen. 


Die Verordnung der Reichsſtatthalter im Warthegau 
und in Danzig⸗Weſtpreußen und die Anordnungen der 
Reichstreuhänder der Arbeit werden durch die Vorſchriften 
über die Erhebung der Sozialausgleichsabgabe abgelöſt. 
§ 8 der Erſten Durchführungsverordnung beſtimmt dem⸗ 
gemäß, daß die bisher erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften der Reichstreuhänder der Arbeit 
und der Reichsſtatthalter in Danzig⸗Weſt⸗ 
preußen und im Warthegau über die Ein⸗ 
behaltung von Lohn- und Gehaltsanteilen 
polniſcher Arbeitnehmer auf Bezüge, die 
gemäß 86 Abſatz 1 (Hinweis auf Abſchnitt 8) 
der Sozialausgleichsabgabe unterliegen, 
nicht mehr anzuwenden ſind. Soweit der Arbeits⸗ 
lohn, der für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, 
der nach dem 31. Juli 1940 endet, auf Grund der bis⸗ 
herigen Vorſchriften gekürzt worden iſt, ſoll es nach dem 
RdF⸗Erlaß vom 10. Auguſt 1940 dabei ſein Bewenden 
haben. Eine Wiederaufrollung bereits ab⸗ 
geſchloſſener Lohnſteuerberechnungen hat 
zu unterbleiben. 


| Eil dien ſt⸗ Nachricht en 


Tilgungshypothek und Entſchuldungsrente im landwictjchaft- 
lichen Entſchuldungs verfahren 


1. Landwirtſchaftliche Entſchuldungsverfahren 


Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung hat ihre geſetzliche 
Erundlage in dem Geſetz zur Regelung der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933 (RG Bl I S. 331). Es ſind 
emige Durchführungsverordnungen und auch „Gemeinſchaftliche 
Zzichtlinien“ des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirt⸗ 
ſchaft und des Reichsminiſters der Juſtiz erlaſſen worden. 


Das Schuldenregelungsverfahren will die wirtſchaftliche Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit des Betriebs wiederherſtellen und neben der 
allmählichen Tilgung der Schulden den Lebensunterhalt des Ve⸗ 
triebsinhabers ſichern. Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem ge⸗ 
wöhnlichen Entſchuldungs verfahren (Verfahren für 
Großbetriebe und für Mittelbetriebe einſchließlich der nicht über⸗ 
ſchuldeten Erbhöfe), dem Verfahren für Kleinbetriebe und 
dem Verfahren für überſchuldete Erbhöfe. 


2. Feſtgeſchriebene Tilgungshypotheken 


In den gewöhnlichen Entſchuldungsverfahren 
und meiſt auch in den Verfahren für Kleinbetriebe und für 
überſchuldete Erbhöfe werden die Gläubigerforderungen 
— bei nicht mündelſicheren Forderungen in der Regel nach Kür⸗ 
zung — feſtgeſchrleben, das heißt in langfriſtige Tilgungs⸗ 


hypotheken umgewandelt. Der Zins ſatz beträgt in der Regel bei 


mündelſicheren Hypotheken 4 vom Hundert, bei nicht mündel⸗ 


licheren Hyvotheken 4½ vom Hundert. Der Tilgu ng s Sat iſt 


in den meiſten Fällen auf ½ vom Hundert feſtgeſetzt worden. 


Der Schuldner der Hypothek hat bis zu ihrer Tilgung eine 
gleichbleibende Jahresleiſtung zu entrichten. Dieſe 
beſteht aus dem bei der Einkommenſteuer abzugsfähigen Zins⸗ 

trag und dem nicht abzugsfähigen Tilgungsbetrag. Die Zinſen 
werden ſtets vom Anſangskapital berechnet. 
nur vom jeweiligen Reſtkapital geſchuldet. In dem gleichen Um⸗ 
ang, in dem der Zinsbetrag mit der fortſchreitenden Zeit geringer 
wird, wird innerhalb der gleichbleibenden Jahresleiſtung der Til⸗ 
gungsbetrag höher. Die Enſchuldungsſtellen können angeben, wie 
die Jahresleiſtungen in Zins und Tilgung zu zerlegen ſind. 


3. Entſchuldungsrenten 


Es entſtehen neben den feſtgeſchriebenen Hypotheken bei den 
Kleinbetrieben und in der Mehrzahl der Fälle auch bei den 
überſchuldeten Erbhöfen Entſchuldungsrenten. Dieſe 
treten an die Stelle der Gläubigerforderungen, die aus Reichs⸗ 
mitteln abgelöſt worden ſind. Ihr Weſen und ihre Zweck⸗ 
beſtimmung find verſchieden, je nachdem es ſich um Klein⸗ 

etriebe oder um überſchuldete Erbhöfe handelt. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Erlaß an die 
„Derfinangpräfidenten zur ſteuerlichen Behandlung der Entſchul⸗ 
Zungsrenten bei Kleinbetrieben und bei überſchuldeten Erbhöfen 


Stellung genommen. Es ergibt ſich danach das folgende: 


Sie werden jedoch 


a] Entſchuldungsrenten bei Kleinbetrieben 


Die Entſchuldungsrente richtet ſich nach der Höhe der vom 
Reich für die Ablöſung von Gläubigerforderungen zur Verfügung 
geſtellten Mittel. Sie beträgt grundſätzlich 4½ vom Hundert der 
aufgewendeten Ablöſungsmittel bei einer Laufzeit von 37 Jabren. 
Sie kann unter Verlängerung der Laufzeit bis auf 31/2 vom Hun⸗ 
dert, in beſonderen Fällen ſogar bis auf 2% vom Hundert herab⸗ 
geſetzt werden. 

Die Entſchuldungsrente dient unmittelbar zur Rückzahlung 
der hingegebenen Ablöſungsmittel. Sie läßt ſich theoretiſch in 
Zins und Tilgung aufteilen. Praktiſch würde die Aufteilung zu 
Schwierigkeiten führen. Sie wirkt ſich auch ſteuerlich in der Regel 
nicht aus. 

Bei der Einkommenſteuer wird der Gewinn land⸗ und 
forſtwirtſchaftlicher Kleinbetriebe grundſätzlich nach Durchſchnitt⸗ 
ſätzen ermittelt. Der danach zu ermittelnde Gewinn überſteigt 
regelmäßig nicht die Freigrenze von 3 000 RM ($ 13 Abſatz 3 
Satz 2 EStG). Die Fälle des § 13 Abſatz 3 Satz 1 EEG (Ein⸗ 
kommen bon mehr als 8000 RM) kommen bei Kleinbetrieben 
kaum vor. 

Bei der Vermögenſteuer iſt ſelbſt beim Anſatz von 
anderem als landwirtſchaftlichem Vermögen wegen der Freibeträge 
($ 5 IStG) mit einem ſteuerpflichtigen Vermögen der Eigentümer 
von land- und forſtwirtſchaftlichen Kleinbetrieben nicht zu rechnen. 
Die Entſchuldungsrente bei Kleinbetrieben iſt deshalb 
aus Gründen der Zweckmäßigkeit bei der Einkommenſteuer 
und bei der Einheitsbewertung als Rente zu behandeln. 


b) Entſchuldungsrenten bei überſchuldeten 
Erbhöfen 
Die Entſchuldungsrente iſt nach dem Unterſchied zwiſchen der 
tatſächlichen Zinsleiſtungsfähigkeit und der Jahreslaſt aus den 
nicht abgelöſten Hypotheken bemeſſen. Die Entſchuldungsrente iſt 
auf die Dauer von 52 Jahren zu entrichten. 
Beiſpiel: f 1 
Die Zinsleiſtungsfähigkeit eines überſchuldeten Erbhofs iſt 
auf 3000 RM feſtgeſtellt worden. Die Jahresleiſtung (Zins⸗ 
und Tilgungsdienſt) aus den nicht abgelöſten, feſtgeſchriebenen 
Hypotheken beträgt 2000 RM. Der Bauer hat eine jährliche 
Rente von 1000 RM auf die Dauer von 52 Jahren zu leiſten. 
Beträgt die Zinsleiſtungsfähigkeit 0 RM, liegt fie unter der 
Jahreslaſt aus den beſtehen gebliebenen Rechten oder iſt ſie gleich 
hoch, ſo entſteht keine Entſchuldungsrente. 
Die Entſchuldungsrente ſtellt in der Regel einen teil⸗ 
weiſen Erſatz der zur Ablöſung aufgewendeten Reichsmittel 
dar. Sie hängt nicht von der Höhe der Ablöſungsmittel, ſondern 
von der Zinsleiſtungsfähigkeit des Erbhofs ab. Ausgangspunkt iſt 
nicht ein beſtimmtes Kapital, ſondern die Zinsleiſtungsfähigkeit. 
Es kann deshalb bei der ſteuerrechtlichen Beurteilung der Ent⸗ 
ſchuldungsrente bei Erbhöfen nicht dabon ausgegangen werden, 
daß ſie die Verzinſung und Tilgung eines vom Reich hingegebenen 
Kapitals darſtelle. Es ergibt ſich daraus, daß die Entſchuldungs⸗ 
rente bei überſchuldeten Erbhöfen ſteuerrechtlich als 
Rente zu behandeln iſt. Fel 


Geld, Keedit und öffentliche Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 21. Auguſt 1940. 
Steuergutſcheine I: 99,95.— Steuergutſcheine II: 
Juni 1942 104,38, Juli 104,—, Auguſt 103,63, September 103,25, 
Oktober 102,88, November 102,63. 


Anmeldung deutſchen Vermögens im feindlichen Ausland. 
Deutſches Vermögen, das ſich im Gebiet der feindlichen Staaten 
befindet, iſt anzumelden. Zur Anmeldung ſind insbeſondere 
verpflichtet: 

1. Reichsbehörden, Staatsbehörden und inländiſche Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts, 

2. deutſche Staatsangehörige und Staatsangehörige des Pro⸗ 
tektorats Böhmen und Mähren, 

3. juriſtiſche Perſonen, Perſonenvereinigungen, Anſtalten und 
Stiftungen, die ihren Sitz im Inland haben, 

4. deutſche Unternehmen im nichtfeindlichen Ausland. 

Es ſind im weſentlichen die folgenden Vermögensgegenſtände 
anzumelden: 

1. Grundſtücke und bewegliche Sachen, die ſich im feindlichen Aus⸗ 
land befinden, 
2. Wertpapiere und Zahlungsmittel, die ſich im feindlichen Aus⸗ 
land befinden, 
Beteiligungen an Unternehmen, die im feindlichen Ausland 
ihren Sitz haben, 5 
Betriebsvermögen von Unternehmen im feindlichen Ausland, 
die ausſchließlich anmeldepflichtigen Perſonen gehören, 
Forderungen gegen Schuldner, die ihren Sitz im feindlichen 
Ausland haben, 
Rechte, die in einem öffentlichen Buch eines feindlichen Staats 
eingetragen ſind, 
gewerbliche Schutzrechte, denen für das feindliche Ausland 
Schutz verliehen iſt, und Urheberrechte, die im feindlichen Aus⸗ 
land verwertet werden. 
Die Anmeldung geſchieht beim Oberfinanzpräſidenten 
Berlin. Der Reichsprotektor erläßt für das Protektorat Böhmen 
und Mähren beſondere Weiſungen. Anmeldepflichtige, die ihren 
Wohnſitz im Ausland haben, melden bei dem Deutſchen 
Konſulat an. — Es find beſondere Vordrucke für die Anmel⸗ 
dung vorgeſehen. — Die Anmeldung im Inland muß ſpäteſtens 
am 30. September 1940 geſchehen. Die Anmeldefriſten im Aus⸗ 
land ſetzen die deutſchen Konſulate feſt. — Wegen der Einzel⸗ 
heiten Hinweis auf die Verordnung über die Anmeldung deutſchen 
Vermögens im Ausland vom 7. Auguſt 1940, RCH Bl 1 S. 1079. 


Anlegung von Müudelgeld. Mündelgeld, das nicht in Reichs⸗ 
anleihen, Pfandbriefen oder in anderen im § 1807 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs bezeichneten Anlagearten angelegt werden kann, 
kann in Preußen bei den folgenden Stellen angelegt werden: 

1. bei einer preußiſchen öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalt, die zur 

Annahme von Einlagen berechtigt iſt, 

2. bei einer Privatbant, die auf Grund der Hinterlegungsordnung 
als Hinterlegungsſtelle für Wertpapiere beſtimmt iſt. 


Mündelgeld kann bei den Amtsgerichten als Hinterlegungs⸗ 
ſtellen nicht angelegt werden. 


Abſchluß der Hamburgiſchen Landesbank⸗Girozentrale für das 
Geſchäftsjahr 1939. Die Hamburgiſche Landesbank⸗Girozentrale 
hat ſich im Geſchäftsjahr 1939 günſtig entwickelt. Die Bilanz ⸗ 
fumme iſt um 462 vom Hundert auf rund 226 Millionen 
Reichsmark geſtiegen. Der Um ſatz hat ſich von 7,3 Milliarden 
Reichsmark auf 8,1 Milliarden Reichsmark erhöht. Der Beſtand 
an Schatzwechſeln und an Schatzanweiſungen iſt von 
30,90 Millionen Reichsmark auf 34,33 Millionen Reichsmark ge⸗ 
ſtiegen. Die Gewinn- und Verluſtrechnung iſt aus⸗ 
geglichen. 

Deutſcher Kommiſſar bei der Bank von Frankreich. Der Ober⸗ 
befehlshaber des Heeres hat einen deutſchen Kommiſſar bei der 
Bank von Frankreich beſtellt. Der Kommiſſar iſt auch Leiter des 
Bankenaufſichtsamts für Frankreich. 


BOT. 


Normung für Papiertüten und Papierbeutel. Die Reichsſtelle 
für Papier und Verpackungsweſen hat durch die Anordnung Vp6 
vom 9. Auguſt 1940 für die Herſtellung von Spitztüten, Flach⸗ 
beuteln, Faltenbeuteln, Bodenbeuteln und Beuteln für Kaffee, ge⸗ 
mahlenen Kaffee⸗Erſatz, Malzkaffee, Kornkaffee, Mehl und Grieß 
aus Papier Normalmaße vorgeſchrieben. Reichsanzeiger Nr 187 
vom 12. Auguſt 1940. 
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Wirtſchaftlicher Beobachter 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Kennziffer der Großhandelspreiſe im Juli 1940. Es ergibt ſich 
das folgende Bild (1918 — 100): 
Monatsdurchſchnitt Ver⸗ 


Juni Juli änderung 

1940 in v. H. 

Aare: 1112, 188 0,0 | 

Induſtrielle Rohſtoffe und Halb» | 
waren . 98,3 — 0,1 
Induſtrielle Fertigwaren 129,4 1300 + 0,5 
davon Produktionsmittel. 112,9 112,9 0,0 
Konſumgüter 141,8 142,9 +08 

Geſamtinden 110, 110,7 + 08. 


Verkehr und Veranstaltungen 


Hanſeatiſche Ausfuhrvermittlungsſtelle und Exporthandels⸗ 
börſe auf der Leipziger Herbſtmeſſe. Auf der diesjährigen Leip⸗ 
ziger Herbſtmeſſe werden die Hanſeatiſche Ausfuhrvermittlungs⸗ 
ſtelle und die Exporthandelsbörſe wie bisher durchgeführt werden. 


Frachtvergünſtigungen für die Leipziger Herbſtmeſſe 1940. Die 
Deutſche Reichsbahn hat ihren Dienſtſtellen Weiſung gegeben, die 
Sendungen zur Leipziger Herbſtmeſſe 1940 bevorzugt zu be⸗ 
fördern. Alle für die Leipziger Herbſtmeſſe beſtimmten Sen⸗ 
dungen werden bis zum 29. Auguſt 1940 von etwaigen Verkehrs⸗ 
ſperren ausgenommen. Weitere Vergünſtigungen für die Aus⸗ 
ſteller beſtehen im Kleinbehälterverkehr und in der frachtfreien 
Rückbeförderung von Ausſtellungsgütern. 


Deutſchland auf Auslandsmeſſen 1940. Deutſchland wird auf 
den folgenden Herbſtmeſſen des Auslands durch amtliche Abtei⸗ 
lungen, die vom Werberat der Deutſchen Wirtſchaft ausgerichtet 
werden, vertreten ſein: 

Varna vom 17. Auguſt bis 6. September 1940, 

Preßburg vom 1. bis 8. September 1940, 
Zagreb vom 31. Auguſt bis 9. September 1940, 
Belgrad vom 7. bis 16. September 1940, 

Utrecht vom 3. bis 12. September 1940, 

Theſſaloniki vom 15. September bis 6. Oktober 1940. 


Fernſprechdienſt mit Amerika. Der Fernſprechdienſt mit 
Kuba, Mexiko, den Sandwich⸗Inſeln, Kolumbien, Coſtarica, der 
Dominikaniſchen Republik, Guatemala, Haiti, Honduras, Nita⸗ 
ragua, Panama, Porto Rico und Salvador wird ab 15. August 
1940 über die Funkverbindung Berlin —New Pork durchgeführt. 
Die Geſprächsgebühren werden dadurch um fünf bis elf Reichs⸗ 
mark je Geſprächseinheit herabgeſetzt. 

Fernſprechdienſt mit der Sowjetunion. Am 15. Auguſt 1940 
iſt im Fernſprechdienſt mit der Sowjetunion ein neuer Gebühren: 
tarif in Kraft getreten, der für ganz Rußland einſchließlich 
Sibirien gilt. Die Geſprächsgebühren werden dadurch teilweiſe 
billiger. 

Telegraphiſche Poſtanweiſungen nach den Niederlanden. Ab 
12. Auguſt 1940 find telegraphiſche Poſtanweiſungen zwiſchen 
Deutſchland und den Niederlanden in beiden Richtungen wieder 
zugelaſſen. 


Fremdenverkehr im Winterhalbjahr 1939/10. 


Der Fremden⸗ 
verkehr war im Winterhalbjahr 1939/40 trotz des Kriegs über: 
raſchend groß. Gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres 
iſt der Rückgang des Fremdenverkehrs verhältnismäßig gering. 
Bemerkenswert iſt, daß die Fremdenübernachtungen in den 
Badeorten, Kurorten und Erholungsorten des Sudetenlandes 
gegenüber dem Winterhalbjahr 1938/39 um 19 v. H. zugenommen 
haben. 
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Ernährung und Landwidschaft 

Die Betriebsfläche der landwirtſchaftlichen Betriebe nach 
Hauptkulturarten. Die Geſamtbetriebsfläche der landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe von mehr als 0,5 Hektar Größe im Deutſchen Reich 
ohne Memelland und die neuen Oſtgebiete beträgt 53,5 Millionen 
Hektar. Von dieſer Fläche werden 33 Millionen Hektar landwirt⸗ 
ſchaftlich genutzt. Es treffen | 


auf Aderland 21 475.000 Hektar oder 65,0 v. H., ' 
auf Wieſen 6 774 000 Hektar oder 20,5 v. H., 
auf Weiden 4 085 000 Hektar oder 12,4 v. H., 
auf Gartenland 589 000 Hektar oder 1,6 v. H., 
auf Rebfläche 113 000 Hektar oder 0,3 v, H., 
auf Obſtanlagen, 
Baumſchulen und 
Korbweidenanlagen 65 000 Hektar oder 0,2 v. H 


